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Zeitung für          Arbeit, Frieden, Umweltschutz

K o s t e n l o s

Soziale Preise?
Von Teichmans Äußerungen zu Preisermäßigungen für
Bedürftige lösen eine Welle der Empörung aus

Eintritt
Auch im Juni gab es eine Ratssitzung,
also gibt es auf Seite 3 auch wieder
unsere Ratssplitter.

“Hartz IV und Recht” – Hilfe zur Selbst-
hilfe bieten wir auf Seite 4 mit unseren
Informationen über Gebrauch und
Missbrauch von Macht aus den Berei-
chen der Arbeitsagentur und des Job-
Centers.

Die FDP-Ratsfrau Susanne Bauermei-
ster steht ihren Mann! Das versucht sie
jedenfalls in ihren Kommentaren auf
der Frauenseite der Wilhelmshavener
Zeitung zu vermitteln. “Sie kann’s nicht
lassen” haben wir unsere Polemik auf
Seite 6 überschrieben.

Endlich wieder ein neues Ansiedlungs-
projekt: Biodiesel auf dem Heppenser
Groden. Informationen zu dieser Pflan-
zenspritfabrik auf Seite 7.

Schule, Schule, Schule! Eine harte Wo-
che mit vielen schulpolitischen Ent-
scheidungen liegt hinter Wilhelmsha-
vens Pädagogen und Eltern. Wir berich-
ten auf Seite 8 über die neu eingeführte
Eigenverantwortliche Schule und infor-
mieren über das Reizthema Schul-
schließungen.

Außenstehende lachen schon über die
Bewohner des Weges An der Heete –
und die Situation könnte  ja auch zum
Lachen reizen - wenn das alles nicht
so maßlos traurig wäre, wie Sie auf
Seite 10 nachlesen können.

Es gibt wieder eine Linke in Deutsch-
land. In Wilhelmshaven hakte der Vor-
hang ein wenig, bevor es auch hier die
Linke als Partei gab. Seite 11: Vorhang
auf!

Warum erscheint der Gegenwind in
der letzten Zeit so unregelmäßig? Eine
Antwort darauf und einen Weg zur
Rückkehr zum monatlichen Erscheinen
gibt es auf Seite 12.

Nachrichten, Termine und Leserbriefe
finden Sie wieder quer durchs Heft ver-
streut.

Gegenwind im Internet: 
www.gegenwind-whv.de 

Titelbild: 
gruppo|635|caspar/hufenbach
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meldungenmeldungen
Erst kommt das Fressen...
Die Stadt Wilhelmshaven hat den von der Na-
tionalsozialistischen Bewegung Deutsch-
lands (NBD) für den 21. Juli 2007 geplanten
Aufmarsch in Wilhelmshaven verboten. Be-
gründet wird das Verbot von Oberbürgermei-
ster Menzel mit befürchteten Störungen des
gleichzeitig stattfindenden ‘traditionellen’
Labskausessens. Die Antragsteller haben laut
eines Berichtes in der Wilhelmshavener Zei-
tung vom 22. Juni
2007 gegen die Ab-
lehnung Rechtsmittel
eingelegt. Die
Chancen für
die Faschis-
ten stehen
dabei gar
nicht ein-
mal so schlecht – denn
welches Gericht wird
wohl ein großes Fres-
sen über das Demon-
strationsrecht stellen? 
Die Antifaschisten Wil-
helmshavens werden sich auf
jeden Fall darauf einstellen müs-
sen, dass die Faschisten auch trotz
eines eventuellen Verbotes hier ihren Mum-
menschanz veranstalten werden. Ob der nun
am 21. Juli oder, wie von verschiedenen Sei-
ten zu hören ist, am 28. Juli stattfinden wird,
bleibt abzuwarten. Die Veranstalter rufen auf
ihren Internet-Seiten immer noch zum 21. Juli
auf. Das Thema der “Mobilen Kundgebung”
(NBD) lautet: Schluss mit der Fremdherr-
schaft.
Der Gegenwind wird auf seinen Internet-Sei-
ten (www.gegenwind-whv.de) über den aktu-
ellen Stand informieren. (hk)

Flüssiggas-Terminals allerorten
Die E.ON-Ruhrgas, die mit ihrer Konzerntoch-
ter - der Deutschen Flüssiggas Terminal Ge-
sellschaft (DFTG) – seit mehr als dreißig Jah-
ren einen Flüssiggas-Terminal auf dem Vos-
lapper Groden bauen will, beteiligt sich jetzt
auch an einem Flüssiggas-Terminal in Le
Havre, der im Jahre 2011 fertiggestellt sein
soll.
Laut Meldung der Internetausgabe der “Mari-
time Trade Press” vom 05.06.07 soll dieser ab
2011 “...in Betrieb gehen und dann neun Mil-
liarden Kubikmeter Flüssiggas jährlich fas-
sen können”. Doch dabei haben die Journali-
sten wohl das im Terminal verdampfte Gas
mit dem per Tankschiff angelandeten Flüssig-
gas verwechselt! Denn das schier jeden wirt-
schaftlich und technisch gesetzten Rahmen
sprengende Volumen von 9 Milliarden Kubik-
metern Flüssiggas träfe – ins rechte Verhält-
nis gesetzt - auf das verdampfte Gas zu. Dies
entspräche dann einem realistischeren Flüs-
siggasvolumen von ca. 15 Millionen Kubik-
metern Durchsatz pro Jahr.
Neben Le Havre ist ein weiterer Terminal an
der Adria geplant. Und über den Standort Wil-
helmshaven soll zum x-ten Male entschieden
werden, wann bzw. ob der Terminal denn nun
gebaut wird oder nicht! (jm)

Nils vs. Knut
Anfang Juni quakte eine Zeitungsente der
besonderen Art durch die regionalen Lokal-
blätter: Eine Nilgans, die inmitten von Jever
ihr arttypisches selbstbewusstes Revierver-
halten an den Tag legte, wurde kurzerhand
zum gefährlichen Monster gestempelt. Man
verstieg sich sogar zu fremdenfeindlichen
Vergleichen: Als Zugereiste habe sie sich bit-
teschön anständig zu verhalten, ansonsten
drohe die Ausweisung. Witzig gemeint, aber
voll daneben.
Mit dem Namen “Nils” wurde dem unschuldi-
gen Tier weiteres Unrecht getan. “Ramses”
wäre eher angebracht, stammt die Nilgans
doch ursprünglich aus Afrika und wurde in
Ägypten sogar religiös verehrt: Tote sollten
ihre Gestalt annehmen, um zum Himmel auf-
zufliegen, so die Pyramidentexte. In der Kultur
der antiken Griechen wurde die Gans der Lie-
besgöttin Aphrodite als heiliger Vogel ge-
weiht. Als Symbol der Gattentreue und der
ehelichen Liebe wird die Gans auf Grabstei-
nen abgebildet. Auch in China gilt die Gans
als Symbol ehelicher Treue. Nach einer römi-
schen Erzählung soll ein nächtlicher Angriff
der Gallier auf das Kapitol durch das laute
Schnattern der Heiligen Gänse, die zu Ehren
der Göttin Juno auf dem Kapitol gehalten
wurden, vereitelt worden sein. In Indien ver-
körpert die Gans Weisheit und Reinheit, wes-
halb wichtige indische Gelehrte des Alter-
tums und der Neuzeit oft lobend als “Gans”
(hamsa) oder gar “Großgans” (mahahamsa)
bezeichnet werden.
Die Nilgans hat übrigens nicht aus eigenem
Antrieb den langen Weg aus ihrer Urheimat
nach Deutschland angetreten, sondern ist
aus Zuchtbetrieben benachbarter Länder
ausgebüxt (wie auch die Pazifische Auster,
die durch explosionsartige Ausbreitung im
Wattenmeer Fischern wie Miesmuscheln
Kopfschmerzen bereitet). Dank ihrer Anpas-
sungsfähigkeit – sie brütet am Boden wie auf
Bäumen oder auch in Felsen – konnte die
Nilgans in Europa einen ansehnlichen Wild-
bestand aufbauen. Wie die bei uns heimi-
sche Brandgans bzw. –ente ist die Nilgans
eine so genannte Halbgans. Das heißt, sie
vereint Eigenschaften von Enten und Gänsen. 
Wie kommt es nun, dass dieses höchst inte-
ressante und zudem unverschämt gut ausse-
hende Tier derart diskreditiert wird? Während
die ganze Nation einen langweilig weißen
Eisbärenbengel namens Knut im Berliner
Zoo total lieb hat? Während, wiederum, des-
sen brauner und freiwillig zugereister Kollege
Bruno in Bayern kurzerhand abgeknallt wird?

Wer sich nicht streicheln lässt oder auf Zuruf
putzige Kunststücke vorführt, sondern artge-
rechtes Verhalten zeigt, das den Vorstellun-
gen einer naturfernen Gesellschaft nicht ent-
spricht, hat verspielt.

Eine Leserbriefschreiberin brachte es in der
WZ auf den Punkt: In Deutschland unter-
scheidet man zwischen Kuscheltieren (Knut)
und Monstern (Bruno, Nils). Selbige eher zier-
liche Dame hat das Monster Nils übrigens ei-
genhändig eingefangen und umgesiedelt,
wobei beide Seiten unverletzt blieben. Warten
wir ab, was passiert, wenn Knut entdeckt,
dass er stärker ist als sein Tierpfleger... Es ist
ja in Ordnung, wenn domestizierte Wildtiere
dafür herhalten, die Gesellschaft für das An-
liegen ihrer frei lebenden Artgenossen zu
sensibilisieren. Doch wenn die frei Gebore-
nen, egal ob sie Fell, Federn oder Schuppen
tragen, gleichzeitig derart abgewertet werden,
dann hat sich Knut vergebens den Kameras
ausgesetzt  - dann hätte man ihn gleich ein-
schläfern können. Mit Bambi-Tierschutz kön-
nen wir das dramatische weltweite Artenster-
ben nicht aufhalten. (iz)

Und NOEX hat keinen Pfennig 
dazubezahlt
Auf dem Gelände der ehemaligen Fahrbereit-
schaft in der Ebkeriege hat sich vor mehreren
Monaten die Firma NOEX angesiedelt. “Bei
diesem Betrieb handelt es sich um einen
produzierenden Gewerbebetrieb, welcher
der Aufbereitung von elektronischen Ge-
brauchsgütern, wie Haushaltsgroßgeräten,
Kühlgeräten, Unterhaltungselektronik, EDV/
Informationstechnik und Kleingeräten nach-
geht. In diesem Betrieb werden ca. 250 Ar-
beitsplätze entstehen.” (aus: BPlan 183)
Die Ansiedlung wurde als großer Erfolg gefei-
ert – nur wo bleiben die Arbeitsplätze? Unab-
hängig voneinander berichteten uns zwei In-
formanten Folgendes: Die Firma bekommt
vom Job-Center eine bestimmte Anzahl von
Arbeitern zugewiesen – nach 4 Wochen oder
auch nach 2 Monaten stellt die Firma fest,
dass die Leute für den Betrieb nicht zu ge-
brauchen sind. Daraufhin schickt das Job-
Center neue Leute, die wieder nur kurz bei
NOEX arbeiten und dann wieder nach Hause
geschickt werden... Und wer bezahlt die Leu-
te? Natürlich der Steuerzahler. Wie lange sol-
che Spielchen wohl funktionieren? (hk)
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Rechtschreibwerkstatt

Baden gegangen
ist die SPD mit ihrem Vorschlag, Empfängern
von ALG II, Wohngeld und Grundsicherung ei-
nen ermäßigten Eintrittspreis für das neue
Schwimmbad zu gewähren. Die Rede ist von
11.000 ALG II-Bedarfsgemeinschaften bzw.
insgesamt knapp 16.000 Menschen, also
20% aller W’havener. Es solle kein Schwimm-
bad „für Privilegierte“ sein, so Ratsvorsitzen-
der Norbert Schmidt. ☺ Weshalb Werner Biehl
(Grüne) die Frage aufwarf, ob Leute mit eige-
nem Einkommen jetzt schon privilegiert seien.
(Irgendwie schon, oder?) CDU-Sprecher Gün-
ter Reuter befürchtet durch die Ermäßigungen
Einnahmeausfälle von 300.000 Euro im Jahr.
(Wenn die Betroffenen wegen zu hoher Preise
gar nicht hingehen, sind die Ausfälle aber
deutlich höher, oder? Lieber 3,50 Euro haben
als 7 nicht haben.) Auch sehen die Antrags-
gegner keine Möglichkeit, an der Schwimm-
badkasse den Nachweis der Bedürftigkeit zu
erbringen. Einen Sozialpass gibt es in W’ha-
ven nicht mehr, und auch Stadtrat Jens Stof-
fers hält es für unzumutbar, den amtlichen Be-
scheid über ALG II o. ä. mitzubringen. (Das
sollte man den Betroffenen schon selbst
überlassen – beim Theaterbesuch gibt es da-
mit auch keine Probleme). Die Betroffenen
seien “eine schwierige Gruppe, die einer gro-
ßen Fluktuation unterliegt”, meinte CDU-Spre-
cher Günter Reuter. Michael von Teichman
(FDP) sagte den Arbeitslosen noch deutlicher,
was er von ihnen hält: Man solle “finanzielle
Reize für Untätige” schaffen, sie sollten sich
den normalen Eintritt lieber selbst erarbeiten.
Dafür hatte er schon im Vorfeld der Sitzung
gehörige Haue erhalten und bettelte nun
noch mal kräftig um Nachschlag: Jeder sei
sozial abgesichert, er müsse allenfalls ent-
scheiden, ob er sich für das Geld Zigaretten
kaufe oder schwimmen gehe. Der Sozialpass
sei mit Recht abgeschafft, die soziale Siche-
rung längst überdehnt. Man dürfe Menschen
nicht so ausstatten, dass sie nichts mehr zu
tun brauchen. (So viele LLL, wie er dafür ver-
dient, kann ich gar nicht unterbringen). Und
wie das denn gehen solle, wie vorgeschlagen
zu wenig frequentierten Öffnungszeiten ermä-
ßigte Preise zu nehmen? Ob  man die beson-
deren Badezeiten dann ausrufen wolle? (War
der Mann je im Citybad? Da werden beson-
dere Badezeiten z. B. für Kurzschwimmer oder
Damen auch ausgerufen, und die Einhaltung
funktioniert problemlos). SPD-Sprecher Neu-
mann erinnerte, dass es sich um ein Spaßbad
handelt: “70.000 dürfen Spaß haben, aber
11.000 sind außen vor – das geht nicht.” Ziel-
führend auch sein Hinweis, wie stark andere

Bereiche subventioniert werden: “In beispiels-
weise vier Theaterbesuche pro Monat fließen
mehr Subventionen, als ein Hartz-IV-Empfän-
ger insgesamt monatlich erhält.” ☺ Dieser Fa-
den – dass Kultur und Sport stets Zuschuss-
bereiche sind und dies als Teil der Daseins-
vorsorge auch OK ist – wurde leider nicht
weiter verfolgt. Michael Schadewaldt (FDP)
merkte an, wenn, dann müsse man auch
Niedrigverdiener wie “Verkäufer oder Friseu-
sen” (richtig heißt es: Friseurinnen) berück-
sichtigen. Prinzipiell hat er Recht, er wollte al-
lerdings mit Sicherheit keine Mindestlohnde-
batte anzetteln. BASU-Sprecher Joachim
Tjaden fand den SPD-Antrag “sympathisch
und nachvollziehbar”. Ohne Mehrheit wäre je-
doch eine neue Entscheidung im Rat erst
langfristig möglich. So schlug er vor, ihn an
den Sozialausschuss zurückzuverweisen und
dann erneut zu behandeln. Auch Johann
Janssen (LAW) riet der SPD von einer Profilie-
rung um jeden Preis ab – “Hauptsache, der
Antrag hat Erfolg”. Die SPD schloss sich die-
ser strategischen Vorgehensweise mit einem
entsprechenden Antrag an. Jamaika (CDU,
FDP, Grüne) stimmten aber trotzdem dage-
gen. Hm, da hätten die Befürworter mit ihrer
23:22-Stimmen-Mehrheit den ursprünglichen
Antrag mit direktem Ratsbeschluss doch
auch sofort durchkriegen können?

Marktlücke die Erste, oder: Reißt
ein, baut auf!
Auf der grünen Wiese an der tom-Brok-Straße
Ecke Neuengrodener Weg soll nun tatsäch-
lich ein “Kaufland”-Markt errichtet werden,
entschied eine Mehrheit aus SPD, FDP und
Grünen. Geködert wurden die Befürworter, in-
dem man auf diese Weise die leidige “Plaza
Domus”-Ruine an der Mitscherlichstraße los-
wird. Dort soll dann ein neuer LIDL-Markt ent-
stehen. Ein paar hundert Meter weiter macht
WAL MART (Bismarck-/Paffrathstr.) gerade
dicht. Dieses Gebäude mit dem abgängigen
Parkdeck wird dann auch abgerissen und
durch einen kleineren Supermarkt ersetzt.
Es ist schon putzig: Ungeachtet leidvoller Er-
fahrungen, die in kostspieligen Gutachten zu-
sammengefasst sind, macht man weiter wie
bisher. Die Innenstadt verödet vor sich hin, der
City-Interessenverein schreit ALARM, die Poli-
tik möchte kaufkräftiges Publikum ins längst
verlorene Oberzentrum ziehen – und pflastert
weiterhin die Randbereiche mit Billig-Ketten
voll, die der Stadt ein ebensolches Gepräge
verleihen. Auch merkwürdig: Ursprünglich
war mal davon die Rede, Siebethsburg fehle
ein Nahversorger. Da denkt man an das Öm-
chen von nebenan, die mit ihrem Rollator un-
kompliziert ihre täglichen Einkäufe selbst er-
ledigen kann. Und dann diskutieren sie dar-
über, von wo die Leute mit ihren Autos am
besten an den neuen Markt ranfahren kön-
nen. Das interessiert Ömchen kaum, der
reicht vielleicht auch ein kleiner Edeka-Markt,
der von den Nachbarn leben kann – während
eine große Kette, wenn der Euro nicht rollt,
sich einfach wieder davonmacht und als
Mahnmal einen (steuergünstig abzuschrei-
benden) Nullachtfuffzehn-Gebäudekomplex
zurücklässt. Eigentlich müsste man jede Ket-
te vertraglich zum Rückbau aufgegebener
Märkte verdonnern, aber welcher Kommunal-
politiker traut sich schon, einem Investor mit
Auflagen zu kommen?
Die Konzentration auf LIDL & Co. erweckt je-
denfalls nicht den Eindruck, als glaube man

an den großen Aufschwung durch den Jade-
WeserPort oder was auch immer. Sondern
eher an die Zunahme der ALG-II-Empfänger,
die sich leider nichts anderes leisten können
als minderwertige Massenprodukte zu Dum-
pingpreisen, die die Erzeuger zunehmend in
den Ruin treiben und damit weitere Armut er-
zeugen.

Marktlücke die Zweite
Der Wochenmarkt in F’Groden wird nach jah-
relangem Hickhack nun doch aus der Pose-
ner Straße auf den Kirchplatz zurückverlegt.
Zwar wurden extra die erforderlichen An-
schlüsse verlegt, zwar ist der Standort Pose-
ner Straße für die meisten Geschäftsleute im
Stadtnorden eine Erfolgsstory und von den
Käufern gut angenommen. Auf der kleinen
Fläche wirkt der Markt mit wenigen Beschi-
ckern wirklich gemütlich und einladend. Doch
angeblich führt die Teilsperrung für den Wo-
chenmarkt zu Verkehrsstaus. Zudem, so die
Kirchplatz-Fraktion, würde das Gemüse durch
den Verkehr auf der Posener Straße mit
Schadstoffen belastet. Nun ist aber mal gut
gewesen! Dann sperrt doch den Rathaus-
platz bitte auch an Markttagen bis zur Grenz-
bzw. Bismarckstraße vom Verkehr, wenn euch
plötzlich so an gesunden Lebensmitteln gele-
gen ist! Was weiß ich, an welcher Straße die
Möhren zuvor gewachsen sind? Ein Tipp: Ich
wasche sie sowieso vorm Verzehr, dann
knirscht es auch nicht so beim Zubeißen.

PISA-Test
Wenn man die Fraktionsstärke aller Parteien
im Rat kennt, und jeder Sprecher gibt frühzei-
tig in der Diskussion bekannt, wie seine Frak-
tion abstimmen wird, lassen sich die Mehr-
heiten eigentlich auch ohne akribisches Aus-
zählen schnell ermitteln. Wenn z. B. “Jamaika”
mit vorheriger Ansage mit zusammen 22
Stimmen gegen etwas stimmt, dann haben
die anderen mit 45 minus 22 gleich 23 Stim-
men gewonnen. Trotzdem gab es mehrfach
Verwirrung um das richtige Zählergebnis. Ein-
mal musste zwar ein SPD-Ratsherr geweckt
werden, der vergessen hatte, den Arm zu he-
ben (offensichtlich ist das legendäre Gestän-
ge, das den Arm des Fraktionschefs mit den
Armen seiner Mitstreiter verbindet und diese
automatisch mitbewegt, defekt). Doch de fac-
to stimmen die Fraktionen immer geschlos-
sen ab, und wer die Grundrechenarten be-
herrscht, sollte das Ergebnis einfach akzep-
tieren, auch wenn es ihn noch so ärgert. q

WWeeiitteerree RRaattsssspplliitttteerr iinn uunnsseerreerr 
IInntteerrnneett--AAuussggaabbee:: wwwwww..ggeeggeennwwiinndd--wwhhvv..ddee

Neuer Nutzen in alten 
Industriebauten
heißt eine Ausstellung, die bis zum 15. Juli
im “Cruiso”, Rheinstraße 98, zu sehen ist
(täglich von 10-18 Uhr). Dem Forum zur Ret-
tung der Südzentrale ist es gelungen, die se-
henswerte Wanderausstellung rechtzeitig
zum 100. Geburtstag der KW-Brücke in un-
sere Stadt zu holen. Sie möchte damit Mut
machen, weiter am Erhalt der Südzentrale zu
arbeiten, die mit der Brücke ein einheitliches
Ensemble bildet. Ziel ist, so Initiatorin Corin-
na Janssen, dass die Stadt im Jahre 2011
auch den 100. Geburtstag des ehemaligen
Marinekraftwerkes feiern kann. (iz)

vom 20. Juni 2007
aufgefeudelt von Imke Zwoch

TTrrooppiisscchhee SScchhwwüüllee iimm RRaattssssaaaall bboott ddeenn ppaass--
sseennddeenn HHiinntteerrggrruunndd ffüürr llaannggaattmmiiggee DDiisskkuuss--
ssiioonneenn üübbeerr ddiiee PPrreeiissggeessttaallttuunngg iimm nneeuueenn
SScchhwwiimmmmbbaadd.. NNaacchh üübbeerr eeiinneerr SSttuunnddee
wwüünnsscchhttee ssiicchh jjeeddee//rr nnuurr nnoocchh ddeenn SSpprruunngg
iinnss kküühhllee NNaassss.. NNaacchh wweeiitteerreenn ddrreeii wwaarr ddiiee
SSiittzzuunngg,, aabbeerr aauucchh ddaass FFrreeiibbaadd lläännggsstt ggee--
sscchhlloosssseenn......
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harhar tz IVtz IV
und rund rechtecht

Amtsmissbrauch
Beim Job-Center Wilhelmshaven wird nicht nach Recht und 
Gesetz gehandelt
(noa) Kommt Kroll, wird’s voll – das weiß man schon bei der Arbeitsloseninitiative Wil-
helmshaven/Friesland. Auf der Grundlage dieser Erfahrung hatte man am 12. Juni vor
der ALI-Monatsversammlung rechtzeitig die Tische aus dem großen Sitzungsraum
geräumt, um genügend Stühle aufstellen zu können.

Alfred Kroll, Fachanwalt für Sozialrecht in
Oldenburg, ist vielen Erwerbslosen aus Wil-
helmshaven bekannt, vertritt er doch auch
manchen Wilhelmshavener Hartz IV-Empfän-
ger vor dem Sozialgericht Oldenburg und
dem Landessozialgericht Niedersachsen-Bre-
men; er hat sogar einen Fall beim Bundesso-
zialgericht laufen. Und nach seinen bisheri-
gen Erfahrungen mit dem Job-Center Wil-
helmshaven musste er erst einmal seinem
Ärger Luft machen. Wie schon einmal (vgl. Ge-
genwind 207 vom Mai 2005) äußerte er ein-
gangs die Einschätzung, dass es eine einzige
Katastrophe ist, was in dieser Behörde läuft.
“Willkür pur”, nennt er ihre Bescheide, stellt
fest, dass es dort keine fairen Verwaltungsver-
fahren gibt und dass man dort, um Geld zu
sparen, nicht nach Recht und Gesetz handelt. 

Von Fall zu Fall
So nannte er einen Fall, in dem einem An-

tragsteller kein Mehrbedarf wegen kostenauf-
wändiger Ernährung aufgrund chronischer
Krankheit bewilligt wurde. Es wurde seitens
des Job-Centers einfach behauptet, dass es
keine Nachweise für die Erkrankung und die
dadurch notwendige teurere Ernährung gäbe.
Das Verfahren (Widerspruch, Ablehnung des
Widerspruchs, Klage beim Sozialgericht) zog
sich hin, aber irgendwann einmal war es dann
doch so weit, dass Kroll die Verwaltungsvor-
gänge einsehen konnte – und siehe da: Die
erforderlichen Nachweise waren vorhanden!

In solchen Fällen bekommt der Antrag-
steller schließlich sein Recht und sein Geld,
doch angesichts der seit Hartz IV völlig über-
lasteten Sozialgerichte zieht sich das regel-
mäßig sehr in die Länge – “Wenn ich beim
Sozialgericht nach dem Termin für ein Haupt-

verfahren frage, ernte ich brüllendes  Geläch-
ter”, berichtet Kroll, “immerhin ziehen sich die
Verfahren bis zu zwei Jahre hin” – und wäh-
renddessen hat der betroffene Arbeitslose die
höheren Kosten vorzustrecken. Und da im-
mer noch die meisten Antragsteller ihren Be-
scheid hinnehmen und sich nicht trauen, da-
gegen vorzugehen, ist überhaupt nicht abzu-
schätzen, wie viele Leute ihren Regelsatz, der
ja das Existenzminimum darstellt, angreifen
müssen, so dass ihnen das Geld an anderer
Stelle nicht reicht.

Deutliche Worte
“Inzwischen finden die Richter am Sozial-

gericht Oldenburg recht deutliche Worte für
diese Art Willkür”, stellt Kroll fest. Er berichtete
von einem besonders eklatanten Beispiel,
das allerdings nicht von unserem hiesigen
Job-Center, sondern von dem in Oldenburg
stammt – aber wer weiß, ob dergleichen nicht
auch schon hier vorgekommen ist. Da stellt
die Behörde die Alg II-Zahlungen an ein Ehe-
paar vorläufig ein mit der Begründung, sie
habe eine Information bekommen, derzufolge
die Leistungsbezieher Vermögen hätten, und
fordert sie zur Darlegung ihrer Vermögensver-
hältnisse auf. Da es nichts darzulegen gibt –
wer kein Vermögen hat, kann das schlecht
beweisen – nimmt das Job-Center seinen
Bewilligungsbescheid zurück und will die
Zahlung nicht wieder aufnehmen. Das Ehe-
paar beschreitet den Rechtsweg. Doch auch
vor Gericht hält das Job-Center an seiner Be-
hauptung fest, die Eheleute hätten Vermögen
und könnten ihren Lebensunterhalt selbst be-
streiten.  Ab hier wird es im Text des Be-
schlusses beinahe witzig: Das Job-Center
“trägt vor, aufgrund eines aannoonnyymmeenn Hinwei-
ses über detaillierte Informationen zu verfü-
gen, die Rückschlüsse auf die fehlende Hil-
febedürftigkeit der Antragsteller zuließen. Ihr
lägen Unterlagen bezüglich ausländischer
Konten und einer Eigentumswohnung der
Antragsteller im Ausland vor. Die ihr vorlie-
genden Unterlagen könnten jedoch nicht
vorgelegt werden. Ebenso wenig könne der
HHiinnwweeiissggeebbeerr benannt werden, denn dieser
bbeeffüürrcchhttee bbeeii OOffffeennlleegguunngg sseeiinneerr IIddeennttiittäätt
RReepprreessssaalliieenn..” (Hervorhebungen vom GW)
Und bezugnehmend auf diese hier hervorge-
hobene Eierei sprach das Gericht abschlie-
ßend die deutlichen Worte: “Die Antragsgeg-
nerin ist gem. § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB X ver-
pflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen
zu ermitteln. Erlässt sie – wie vorliegend – ei-
nen Verwaltungsakt, ist sie verpflichtet, ihr

Verwaltungshandeln ausreichend zu begrün-
den (§ 35 SGB X). Die Begründungspflicht
entspricht bei belastenden Verwaltungsak-
ten – wie dem vorliegenden – dem rechts-
staatlichen Grundsatz, wonach der Bürger
Anspruch auf Kenntnis der Gründe hat, weil
er nur dann seine Rechte sachgemäß vertei-
digen kann (...). Sie führt zur besseren Trans-
parenz des Verwaltungshandelns und beugt
überflüssigen Rechtsbehelfen vor. Darüber
hinaus dient sie der Nachprüfung der Ver-
waltungsentscheidung durch Aufsichtsbe-
hörden und Gerichte (...). Die Verwaltung wird
durch die Begründungspflicht zu sorgfältiger
Arbeit und zur Auseinandersetzung mit Vor-
bringen der Beteiligten gezwungen.

Die Antragsgegnerin hat ihre o.g. Pflich-
ten grob verletzt, wenn sie meint, existenzsi-
chernde Leistungen entziehen zu können,
ohne den Antragstellern oder dem entschei-
denden Gericht die hierfür maßgeblichen
Beweismittel mitzuteilen... . Die Antragsgeg-
nerin kann nicht ernsthaft davon ausgehen,
dass sie ohne Nennung der maßgeblichen
Gründe einen belastenden Verwaltungsakt
erlassen kann, der der gerichtlichen Über-
prüfung standhält. Wenn sie davon über-
zeugt ist, dass die Antragsteller aufgrund der
ihr vorliegenden Beweismittel nicht hilfebe-
dürftig sind, ist sie verpflichtet, einen Rück-
nahmebescheid unter Offenlegung der ihr
vorliegenden Beweismittel zu erlassen, zu-
mal der Hinweisgeber nicht – wie von der
Antragsgegnerin behauptet – anonym ist,
sondern der Antragsgegnerin offenbar na-
mentlich bekannt ist. Ein Ermessen steht ihr
in diesem Fall nicht zu.”

Alg II-Empfänger betuppt
Wie gesagt, dieser Einzelfall stammt aus

dem Bereich des Job-Centers Oldenburg. In
Wilhelmshaven werden Bedarfsgemeinschaf-
ten mit Kindern gleich reihenweise “betuppt”
(Kroll). Ein Beispiel von vielen: Eine ledige
Mutter bekam im August 2006 einen Brief
vom Job-Center, in dem es hieß: “...minderjäh-
rige Kinder haben unter bestimmten Voraus-
setzungen Anspruch auf Wohngeld. Dieser
Anspruch ist vorrangig gegenüber den Lei-
stungen nach dem Sozialgesetzbuch II. Diese
Voraussetzungen sind bei Ihrem Kind ... erfüllt,
so dass Sie diesen Anspruch bitte umgehend
bei der Wohngeldstelle ... beantragen müs-
sen. ...”

Die (rechtswidrige!) Rechnung: Bekommt
ein Kind Kindergeld und Unterhalt oder Un-
terhaltsvorschuss, hat es schon mehr als sei-
nen Regelsatz. Dann ist es nicht mehr hilfebe-
dürftig im Sinne des SGB II. Nur seine Kosten

Für Hartz IV-Betroffene, EmpfängerInnen
von Grundsicherung und sonstige auf staat-
liche Transferleistungen angewiesene Men-
schen gibt es über die in unserer Rubrik
“Hartz IV und Recht” referierten Gerichtsent-
scheidungen hinaus weitere wichtige Infor-
mationsquellen. Die Urteile und Beschlüs-
se, die Rechtsanwalt Alfred Kroll erstritten
hat, sind auf seiner Homepage www.behin-
dertemenschen.de nachzulesen; außerdem
enthält diese Homepage weitere lesens-
werte Informationen aus dem Gebiet des
Sozialrechts. Auch die Seite www.tacheles-
sozialhilfe.de ist sehr zu empfehlen. Sie ent-
hält neben einer umfangreichen Entschei-
dungsdatenbank Gesetzestexte, Artikel,
Stellungnahmen u.v.m.

Holger Kirschen, der stellvertretende Leiter
des Job-Centers Wilhelmshaven, hat sich
am 15. Juni das Leben genommen. Die Mel-
dung “WZ” vom 20.06.2007, nach der es “im
Job-Center Wilhelmshaven (...) zu Unregel-
mäßigkeiten gekommen sein” soll, ließ
noch Raum für Spekulationen, es könnte
Herrn Kirschen eventuell zuviel geworden
sein, den Betrug an Tausenden von er-
werbslosen Menschen durchsetzen zu
müssen. Am 22. Juni schreibt die “WZ”
dann allerdings, wenn auch noch mit Frage-
zeichen versehen, über die Veruntreuung
von über 100.000 €, in die Kirschen verwi-
ckelt gewesen sein soll. Daran müssten laut
Staatsanwaltschaft weitere Job-Center-Mit-
arbeiter beteiligt gewesen sein. 
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der Unterkunft sind nicht gedeckt. Aber wenn
es aus dem Alg II-Bezug bzw. Sozialgeld-Be-
zug rausfällt, hat es ja Anspruch auf Wohn-
geld. Und dann hat es ja schon ganz viel ei-
genes Einkommen! Und so geht es in dem
Brief an die junge Mutter wie folgt weiter: “...
kann durch ihr Einkommen ihren Bedarf
selbst decken. ... Das übersteigende Einkom-
men Ihres Kindes wird bis zu Höhe des antei-
ligen Kindergeldes bei Ihnen als Einkommen
berücksichtigt. Näheres entnehmen Sie bitte
dem Leistungsbescheid.” Aha! Das Kleinkind
kostet also nun nicht nur nichts mehr, son-
dern ernährt nun sogar seine Mama teilweise
– und entlastet damit das Budget des Job-
Centers! Wenn es sich – wie in mehreren Fäl-
len, mit denen Kroll befasst ist – um einen
“frischgebackenen” Alg II-Empfänger, also um
einen, der bisher Arbeitslosengeld bezogen
hat, handelt, fällt die Entlastung für das Job-
Center sogar noch großzügiger aus. Zu Be-
ginn des Hartz IV-Bezugs gibt es nämlich
nach § 24 SGB II noch einen Zuschlag zum
Alg II für jedes Mitglied der Bedarfsgemein-
schaft, und wenn ein Kind “seinen Lebensun-
terhalt aus eigenem Einkommen bestreiten
kann”, ist es nicht mehr Mitglied der Bedarfs-
gemeinschaft und bekommt diesen Zu-
schlag nicht mehr.

Die junge Mutter, die uns ihren Brief ge-
zeigt hat, hat sich gegen den Betrug nicht ge-
wehrt. Sie kommt so oder so auf das gleiche
Geld für sich und ihr Kind, da lohnt sich der
Aufwand mit Widerspruch und Klage ver-
meintlich nicht. Bei den Menschen, die da-
durch Geld einbüßen, lohnt es sich schon
eher, etwas zu unternehmen. Und die werden
zum großen Teil von rechtlichen Schritten da-
durch abgehalten, dass das Schreiben des
Job-Centers ziemlich überzeugend klingt.
Wer glaubt schon, dass eine Behörde in ei-
nem Rechtsstaat so dreist lügen würde?

Nötigung zum Rechtsbruch
Eltern und minderjährige Kinder, die ge-

meinsam aus einem Topf wirtschaften, bilden
eine Bedarfsgemeinschaft - auch dann, wenn
“auch eigentlich nicht bedürftige Personen
durch die Regelung der Bedarfsgemein-
schaft zu bedürftigen werden.” So steht es im
Urteil des Bundessozialgerichts vom
07.11.2006 (Az.: B 7b AS 8/06 R). Und: Der Be-
zug von Leistungen nach dem SGB II schließt
den Bezug von Wohngeld aus. Die Behaup-

tung “Diese Voraussetzungen sind bei Ihrem
Kind erfüllt” in Kombination mit der Aussage
“Minderjährige Kinder haben unter bestimm-
ten Voraussetzungen Anspruch auf Wohn-
geld”  ist eine Lüge.

Die Alg II-Empfänger, die mit dieser Lüge
dazu veranlasst wurden, Wohngeld zu bean-
tragen, haben sich eine Sozialleistung er-
schlichen, die ihnen nicht zusteht. 

Ein Teilnehmer der ALI-Versammlung be-
richtete, dass ihm das Wohngeld, das er be-
kommen hätte, wenn er es beantragt hätte,
gleich vom Alg II abgezogen wurde. Wenn je-
mandem von heute auf morgen 100 € oder
mehr auf dem Konto fehlen, dann denkt er
nicht mehr lange darüber nach, dass er sich
eigentlich strafbar macht, wenn er rechtswid-
rig eine Sozialleistung beantragt und bezieht.

Wie kann das angehen?
Warum spielt die Wohngeldstelle der

Stadt Wilhelmshaven bei diesem Rechts-
bruch mit? Denken ihre (kommunalen) Ange-
stellten, dass es ja nicht schaden kann,
“staatliches” Geld zu erschleichen, um die
kommunale Kasse zu entlasten? Alfred Kroll
hingegen berichtete, dass Juristen eine an-
dere Erklärung dafür nennen: Sie vermuten,
dass zur Rettung des Hartz IV-Gesetzes ein
Bundesministerium (Bau) mit einem anderen
(Arbeit und Soziales) “kungelt”. 

Das Gesetz Hartz IV hat nicht gebracht,
was vorher vollmundig angekündigt wurde.
Dieses Gesetz über “moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt” sollte angeblich dafür
sorgen, dass die Langzeitarbeitslosen schnell
dem Arbeitsmarkt zugeführt werden. Von An-
fang an wurde zu wenig Geld für die Leistun-
gen bereitgestellt. Schon nach einem knap-
pen Dreivierteljahr musste Geld nachgelegt
werden. Eine gewaltige Prozesswelle wurde
dadurch ausgelöst, dass das Gesetz in vielen
einzelnen Punkten so schlampig formuliert
war, dass eigentlich jeder Bescheid anfecht-
bar ist. Die Software, mittels derer die Anga-
ben aus den Anträgen in Leistungsbescheide
eingearbeitet werden, ist so schlecht, dass
die Bescheide für die Empfänger nicht nach-
vollziehbar und allein schon deshalb anfecht-
bar sind. Die Sozialgerichte sind seit Hartz IV
permanent überlastet. Die zusätzlichen Rich-
terstellen, die immer verspätet eingerichtet
werden, reichen, wenn sie dann endlich ein-
gerichtet werden, schon nicht mehr. Eilverfah-
ren dauern anderthalb bis zwei Jahre. Bun-
desweit haben 49 % der Klagen gegen Lei-
stungsbescheide  Erfolg; 90 % sind es  in der
Kanzlei von Alfred Kroll. Ständig werden AR-
GEn verurteilt, vorenthaltene Leistungen
nachzuzahlen. Das ganze Gesetz ist eine
Pleite – und gehört eigentlich schnellstmög-
lich abgeschafft. Aber das Bild vom wirt-
schaftlichen Aufschwung, der durch dieses
Gesetz bedingt oder jedenfalls mitbedingt
sei, muss aufrechterhalten werden. Man mag
sich ja gar nicht vorstellen, dass so etwas in
einem Rechtsstaat passieren kann, aber wie
erklärt man es sich dann?

- Was passiert eigentlich, wenn eines Ta-
ges ein korrekter Sachbearbeiter bei der
Wohngeldstelle all die, die rechtswidrig
Wohngeld beziehen, anzeigt? Kann man sich
darauf berufen, dass man vom Job-Center
dazu genötigt wurde, es zu tun? Kann man
dann die Fallmanager des Job-Centers we-
gen Anstiftung zu widerrechtlichen Erschlei-
chen einer Sozialleistung verführt haben?

Wohngeldtabelle plus 10 %
Noch eine interessante Information

brachte Alfred Kroll mit in die ALI-Versamm-
lung: Neuerdings fällen Gerichte Urteile bzw.
Beschlüsse, nach denen Alg II-Beziehern
Kosten der Unterkunft in Höhe des Wertes
der Wohngeldtabelle plus 10 % gezahlt wer-
den müssen. Immer noch bewilligt das Job-
Center Wilhelmshaven Kosten der Unterkunft,
die sogar unter den Werten aus der Wohn-
geldtabelle liegen. Immer noch behauptet die
Stadt Wilhelmshaven, es gäbe in Wilhelmsha-
ven ausreichend entsprechend billigen
Wohnraum. Einige Betroffene, die gegen das
Job-Center Klage erhoben haben, obsiegten
beim Sozialgericht und bekommen nun Un-
terkunftskosten entsprechend der Wohngeld-
tabelle. Viele Betroffene scheuen den Rechts-
weg (oder wissen gar nicht, dass sie zu we-
nig bekommen) und zahlen Teile ihrer Miete
aus dem Regelsatz, der eigentlich für andere
Sachen vorgesehen ist.

Und nun sind neuere Urteile ergangen,
durch die auf die Wohngeldtabelle sogar
noch 10 % draufgelegt werden. So hat das
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen
am 24.04.2007 (Az.: L 7 AS 494/05) einer Klä-
gerin aus Hannover entsprechende KdU ver-
schafft. Zur Begründung dieser Höhe heißt es
im Urteil:

“Da Erkenntnismöglichkeiten ... über die
konkreten örtlichen Gegebenheiten auf dem
Wohnungsmarkt nicht zur Feststellung eines
marktüblichen Mietzinses führen, ist aus-
nahmsweise ein Rückgriff auf die Tabelle zu
§ 8 Wohngeldgesetz zulässig (BSG vom
07.11.2006 - B 7b AS 17/06 ER -). Zwar sind
die Tabellenwerte in § 8 Wohngeldgesetz
kein von vornherein geeigneter Maßstab für
die Angemessenheit der Kosten der Unter-
kunft, weil wohngeldrechtlich ohne Bedeu-
tung ist, inwieweit die Wohnung als solche
im Sinne eines notwendigen Bedarfs ange-
messen ist. Die Tabelle zu § 8 Wohngeldge-
setz stellt aber mangels anderer Erkenntnis-
möglichkeiten und -mittel den einzigen nor-
mativen Ansatzpunkt dar, an den die
Angemessenheitsprüfung nach § 22 Abs. 1
Satz 1 SGB II angelehnt werden kann. Even-
tuelle Unbilligkeiten aufgrund der pauscha-
lierenden Regelung sind mit einem Zu-
schlag von etwa 10 % zu den Tabellenwerten
auszugleichen (BSG, a. a. O. Rdnr. 23).” Und
im Verfahren L 13 AS 11/06 ER wurde am
23.05.2007 ebenso geurteilt.

Die ALI hat in diesem Jahr wieder (wie in
den vergangenen Jahren auch schon) bei
der Stadt Wilhelmshaven, dem Landkreis
Friesland und den friesischen Gemeinden
Zuschüsse für ihre Arbeit beantragt. Außer
der Stadt Jever und der Gemeinde Sande
haben alle Körperschaften (wie in den ver-
gangenen Jahren auch schon) der ALI ei-
nen Korb gegeben. 
In Varel war das Thema jüngst auf der Ta-
gesordnung der Sitzung des Sozialaus-
schusses. Dieses Gremium hat empfohlen,
die ALI zu bezuschussen. Leider wurde die-
se Empfehlung dann doch nicht umgesetzt.
Es ist also absehbar, dass die Beratungsar-
beit der ALI (wie in den vergangenen Jah-
ren auch schon) nur noch bis in den Herbst
hinein im vollen Umfang stattfinden kann
und den Winter über nur noch auf Basis ei-
nes geringfügigen Beschäftigungsverhält-
nisses für den Sozialberater Werner Ahrens
angeboten werden kann.

Ein hoher Krankenstand prägt die Arbeit
des Job-Centers Wilhelmshaven. Zeitweise
sind nur 50 % der dort Beschäftigten an ih-
rem Arbeitsplatz. Von dem vor Einführung
von Hartz IV angekündigten  Schlüssel
1:150 (ein “Fallmanager” betreut höchstens
150 “KundInnen”) ist man (auch ohne
Krankheitsausfälle) weit entfernt. Die Ar-
beitsbelastung für die einzelnen Beschäf-
tigten ist groß. Und, wie Alfred Kroll bei der
ALI-Versammlung meinte, muss es anstän-
dige Menschen krank machen, wenn sie
ihre Kunden systematisch ihrer Rechte be-
rauben und sie um das ihnen zustehende
Geld betrügen müssen. Und nun laufen in
den nächsten Monaten noch etwa ein Dut-
zend befristeter Arbeitsverhältnisse aus.

Weiter auf der nächsten Seite
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Warmduscher
Weithin üblich (nicht nur beim Job-Center

Wilhelmshaven) ist es, dass von den Heizko-
sten, die Alg II-Empfängern bewilligt werden, ein
Teil wieder abgezogen wird. Für die Erwärmung
von Wasser ist nämlich im Regelsatz ein Betrag
vorgesehen. Und da in vielen Haushalten die
Energie für das Erhitzen des Wassers aus der
gleichen Quelle stammt wie die Heizenergie,
hat sich bislang noch kaum jemand gegen den
Abzug der Warmwasserbereitungspauschale
gewehrt. Aus Sachsen gibt es nun jedoch ein
Urteil, das diesen Abzug sanktioniert. Am
29.03.2007 erklärte das Sächsische Landesso-
zialgericht in einem Urteil (Az.: L 3 AS 101/06): “In
der Regelleistung des SGB 2 wurden keine
Haushaltsenergiekosten zur Warmwasserberei-
tung (außer den bei Kochfeuerung, Waschma-
schine und Geschirrspüler entstehenden Ener-
giekosten zur Wassererwärmung) berücksich-
tigt, so dass in verfassungskonformer Ausle-
gung der § 20 Abs 1, § 22 Abs 1 S 1 SGB 2 die-
se Warmwasserbereitungskosten zusammen
mit den Heizkosten zusätzlich zur Regelleis-
tung in tatsächlicher Höhe übernommen wer-
den müssen, soweit sie angemessen sind.
(Rn.30).” Und das heißt: Die bislang einbehalte-
ne Pauschale für die Bereitung von Dusch- und
Badewasser muss gezahlt werden.

Versuchen könnten die Betroffenen es ja
auf jeden Fall, auch wenn die einbehaltene
Pauschale auf den ersten Blick klein aussieht.
Doch Jahr für Jahr sind es ca. 100 €, die bei
einem Erfolg vor Gericht mehr in der Haus-
haltskasse verbleiben würden.

Schulmaterialien
Hefte, Stifte, Ordner usw., die man als

Schulkind so braucht, sind im Hartz IV-Regel-
satz für Kinder nicht vorgesehen. Und (anders
als “damals” nach dem Bundessozialhilfege-
setz) können sie auch nicht als einmalige Bei-
hilfen (“Hilfe in besonderen Lebenslagen”) be-
willigt werden. Eine Aktion der Arbeitslosen-
selbsthilfeinitiativen im Jahr 2006, die auch von
“unserer” ALI propagiert wurde, zielte darauf ab,
trotzdem den Schulbedarf zu beantragen. 

Das Urteil des Landessozialgerichts
Sachsen hat nun Ernst Taux von der ALI zu ei-
ner neuen Idee inspiriert: So wie die Kosten
der Warmwasserbereitung sind ja auch die
Kosten für den Schulbedarf nicht im Regel-
satz enthalten. Also müsste man sie analog
dazu doch extra beantragen können und
müsste sie bewilligt bekommen. Die Kosten,
die der Schulbesuch verursacht, sind vorweg-
genommene Werbungskosten. Als solche
müssten sie zu bewilligen sein. Und so bat
Ernst die Alg II-Empfänger, die schulpflichtige
Kinder haben, das doch in diesem Jahr zu
versuchen. q

Fortsetzung “hartz IV + recht”

An- und Verkauf von
Schallplatten und CD’s

HiFi-Komponenten, Literatur + Comics
u.v.m.

Bahnhofstr. 7 * 26382 Wilhelmshaven
Tel.: (04421) 4 21 84

IImm FFeebbrruuaarr ddiieesseess JJaahhrreess sscchhrriieebb FFDDPP--RRaattss--
ffrraauu SSuussaannnnee BBaauueerrmmeeiisstteerr aauuff ddeerr WWZZ--FFrraauu--
eennsseeiittee eeiinneenn KKoommmmeennttaarr ggeeggeenn ddiiee ggeesseettzz--
lliicchh vveerraannkkeerrttee GGlleeiicchhsstteelllluunngg vvoonn FFrraauueenn iinn
uunnsseerreerr GGeesseellllsscchhaafftt ((ss.. GGeeggeennwwiinndd 222255)).. DDaa--
mmaallss uunntteerrsstteellllttee ssiiee iihhrreenn GGeesscchhlleecchhttssggeennooss--
ssiinnnneenn,, ssiiee wwüürrddeenn ddaass AAAAGG ((AAllllgg.. GGlleeiicchhbbee--
hhaannddlluunnggssggeesseettzz)) ffüürr ““HHeeuucchheelleeii,, PPeettzzeerreeii uunndd
PPrroozzeessssllaawwiinneenn”” mmiissssbbrraauucchheenn.. UUnntteerr ddeemm TTii--
tteell ““EEss qquuootteelltt iinn DDeeuuttsscchhllaanndd”” zzoogg ssiiee nnuunn
aauuff ddeerr FFrraauueennsseeiittee vvoomm 1188..66.. ggeeggeenn ddiiee –– vvoonn
ddeenn GGrrüünneenn iinniittiiiieerrttee uunndd mmiittttlleerrwweeiillee iinn vviieelleenn
ggeesseellllsscchhaaffttlliicchheenn BBeerreeiicchheenn aanneerrkkaannnnttee ––
FFrraauueennqquuoottee zzuu FFeellddee.. FFaasstt jjeeddeerr SSaattzz iihhrreess
GGeesscchhrreeiibbsseellss vveerruurrssaacchhtt aauuffggeekklläärrtteenn LLeessee--
rrIInnnneenn BBrreecchhrreeiizz.. 

“Mittlerweile ist es ein verbreiteter Trend, alles,
was schutzbedürftig scheint, durch Quoten
statt durch Wahlen oder vielleicht auch Kom-
petenz zu regeln.” Sozialdarwinismus pur -
survival of the fittest? Über Jahrhunderte sorg-
ten die Starken – männlich, einflussreich, ge-
bildet – dafür, dass sie unter sich blieben, bis
die Unterdrückten, Frauen, Behinderte, Arbei-
terInnen, MigrantInnen, durch harte Kämpfe
mit zahlreichen Opfern dafür sorgten, dass sie
überhaupt mal wahrgenommen wurden.
Bauermeister spekuliert über Quoten “für Se-
nioren, Alleinerziehende, Hartz-IV-Empfänger,
Christen, Atheisten sowie Rot- und Schwarz-
haarige mit und ohne Führerschein” – zuvor
solle man aber Frauen, Migranten und andere
etwas ernster nehmen. Das sollte auch Frau B.
Hier verquirlt sie munter, welchen Teil des
Schicksals, der Biografie sich ein Mensch
aussuchen kann und welcher vorgegeben ist.
“Möchte eine Frau denn nur deshalb ein Amt,
einen Posten oder was auch immer beklei-
den, weil ihre einzige Qualifikation die ist,
eine Frau zu sein?” Natürlich nicht. Aber so
lange Herren, die sich als solche der Schöp-
fung fühlen, darüber entscheiden, kommen
sie nicht von allein drauf, dass eine Frau
gleichwertige Qualifikationen besitzen kann;
und damit die Katze sich nicht in den
Schwanz beißt, müssen Frauen erst einmal
die Möglichkeit besitzen, ihnen dieses durch
praktische Erfahrungen klarzumachen. 
“Wer möchte auf einem Platz sitzen, den die
Herren zwar zähneknirschend frei machen,
aber regelmäßig signalisieren, dass frau dort
nur sitzt, weil sie eben eine Frau ist? Pein-
lich!” Ja, peinlich für die Herren, und peinlich
für Frau B., die vielleicht das Richtige meint,
aber ihre eigene Argumentation ad absurdum
führt. Sollen Frauen lieber vor Zähneknirschen
und anderen regelmäßigen Signalen des
Mobbings zurückweichen, statt dagegen an-
zugehen? So wird sich die Denke solcher Her-
ren nie ändern.
“Wie wäre es, wenn Funktionen und Posten
nach Ausbildung, Begabung, Qualifikation,
sagen wir einfach mal Kompetenz, vergeben
würden? Oder in Folge einer demokratischen
Wahl, bei der Eigenschaften dieser Art eine
Rolle spielen dürften und für das Ergebnis
ausschlaggebend sind?” Eigentlich eine gute
Idee, aber warum sind viele Ausbildungsberu-
fe immer noch von Männern dominiert und
Frauen in betrieblichen oder politischen Füh-
rungspositionen deutlich unterrepräsentiert?
In den nationalen Parlamenten der EU-Mit-
gliedsstaaten sitzen 20% Frauen, in Deutsch-
land sind es 29%, in deutschen Gemeinderä-
ten 17,5%. Fast die Hälfte aller Beschäftigten in
deutschen Betrieben sind Frauen, aber in der
obersten Leitungsebene von Betrieben ist nur
jede 4. Führungskraft eine Frau, vorwiegend

im öffentlichen Dienst oder Betrieben des So-
zial- und Gesundheitswesens (Bundesagen-
tur für Arbeit – BAA -, repräsentative Befragung
von 16.000 Betrieben 2006). Im Vergleich alte /
neue Bundesländer beträgt der Anteil 23 /
30%. 15 Jahre nach der Wiedervereinigung ist
die geschichtlich bedingte höhere Erwerbsori-
entierung in der ehemaligen DDR immer noch
präsent, und diese Geschichte gilt es nun wei-
terzuschreiben. Den höheren Anteil im öffentli-
chen Dienst schreibt die BAA auch der Arbeit
der Gleichstellungsbeauftragten zu – die ge-
rade wieder, von den männlich dominierten
Kommunalparlamenten, systematisch abge-
schafft werden (s. Gegenwind 217 v. Mai
2006). 
In Wilhelmshaven sind immerhin knapp 29 %
der Ratsmitglieder weiblich. Aber wie kom-
men sie da rein? Ehe sie sich einer demokra-
tischen Wahl stellen können, müssen sie von
den (männlich dominierten) Parteivorständen
auf die Liste gesetzt werden. Ob Kompetenz
tatsächlich das wesentliche Kriterium für die
Wahl ist, sei dahingestellt – bezogen auf bei-
de Geschlechter und sämtliche Parlamente. 
“Es kann uns doch gar nicht Recht sein, dass
es Quoten gibt, die uns signalisieren: Anders
kommt ihr Frauen doch sonst nie in unsere
männlich-qualifizierten Reihen.” Und wie uns
das recht ist! Denn nur wenn die Gesellschaft
dieses Signal erkennt, dass Frauen sonst
durch männlich-subjektive Entscheidungen
der Weg versperrt bleibt, kann sich auch in
den Köpfen ein Wandel vollziehen, der den
Weg zu objektiven Auswahlkriterien ebnet.
“Also müssen wir Euch Frauen einen kleinen
Schutzraum bauen, in dem ihr Platz nehmen
und auch mal ein bisschen mitreden dürft,
aber bitte nicht zu laut, nicht zu oft und nicht
zu viel.” In der hiesigen FDP-Fraktion sitzt Frau
B. zusammen mit 4 Männern. Warum ist sie im
Ratssaal immer so schweigsam, statt ihre
20% mal nach vorn zu werfen?
Auf die Frauenquote, so Frau B., könne sie gut
verzichten – sie empfinde sie als diskriminie-
rend. Nein, Frau B., nicht die Quote ist diskrimi-
nierend, sondern die Umstände, die dazu ge-
führt haben, dass wir eben nicht auf sie ver-
zichten können. Noch lange nicht.
“Verzichten können und sollten wir aber
selbstverständlich nicht darauf, bestimmte
Aufgaben bewusst von Frauen erledigen las-
sen. Aufgaben und Funktionen, die eindeutig
besser von Frauen, infolge bestimmter Veran-
lagungen und Begabungen, erfüllt werden
können, sollten  auch mit Frauen besetzt wer-
den.” Diskriminierender geht’s nimmer – für
beide Geschlechter. Oben sprach sie noch
von Ausbildung und Qualifikation, nun geht’s
doch wieder nach Geschlecht. Wenn eine
Frau (angeblich) nur durch die Quote “dort
sitzt, weil sie eben eine Frau ist”, ist das ver-
kehrt – wenn sie durch althergebrachte Rol-
lenzuweisungen dort sitzt, ist es aber richtig?
“Frauenspezifische Aufgaben sollten wir
Frauen dann aber auch gerne und selbstbe-
wusst übernehmen, denn wir werden sie bes-
tens erledigen.” Also, Abmarsch zurück an
den Herd, in den Kindergarten, ans Kranken-
bett oder ins Vorzimmer. Denn vor allem wer-
den wir diese Aufgaben billig erledigen: “Die-
ses regelt aber normalerweise schon die Er-
fahrung und die Realität, letztendlich der
Markt, nicht aber eine Quote.” Die Realität ei-
ner Gesellschaft ist die Summe der Haltungen
und Handlungen ihrer Individuen, und eben
diese können und sollten sich ändern.
Offen bleibt, warum Frau B. überhaupt Beiträ-
ge für die WZ-Frauenseite schreibt. Denn die-
se Quotenseite gehört, ihrer eigenen verquas-
ten Logik folgend, sofort abgeschafft.

IImmkkee ZZwwoocchh

Sie kann’s nicht lassen
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Wissen Sie, was ein Kunde über unseren 
Laden gesagt hat? Er sagte, das wäre ein

Wohlfühlladen!
Stimmt! Wir fühlen uns hier auch wohl.

Und wir fanden das so schön, dass wir jetzt damit werben!

Wilhelmshaven ll Marktstr. 94 ll Tel. + Fax: 04421/13438 

Alles Bio oder was?!
Die Stadt stellte kürzlich den Entwurf eines Bebauungsplans für
den Bau einer Biodieselanlage auf dem Heppenser Groden vor.
(jm) Neben dem Zubau von Kraftwerken, der Erhöhung des Kohleumschlags, den Er-
weiterungen der Chemie- und Raffinerieanlagen, dem Bau eines Flüssiggas-Termi-
nals und des JadeWeserPorts gibt es auch noch eine Anfrage zum Bau einer Pflan-
zenspritfabrik. Am 12. Juni hat die Bauverwaltung gemeinsam mit dem Gewerbeauf-
sichtsamt und dem nach einem geeigneten Produktionsstandort suchenden
Unternehmen “Actanol” über den Planungsstand informiert.

Ein Planfeststellungsverfahren ist lt. Mittei-
lung der Bauverwaltung nicht vorgesehen.

Die Gewerbeaufsicht sieht keine Proble-
me hinsichtlich der Lärm- und Schadstoffim-
missionen. Allerdings gelte es, eine Sicher-
heitsüberprüfung gemäß Gefahrstoff-Verord-
nung durchzuführen, da bei der Produktion
Ethanol zum Einsatz komme.

Laut Äußerungen der Actanol-Vertreter
wolle man den Betrieb schrittweise aufbauen.
Etwa 100 Arbeitsplätze sollen letztendlich ent-
stehen. Man gehe von einer Bauzeit von 18
bis 24 Monaten aus. Als Rohstoffe könnten
sowohl Soja- als auch Raps-, Sonnenblu-
men- oder Palmöl verarbeitet werden. Es falle
kein Abfall an. Das Abfallprodukt Glycerin
könne zur Weiterverarbeitung vermarktet wer-
den. Das Verkehrsaufkommen betrage vor-
aussichtlich einen Eisenbahnzug mit 15 Kes-
selwagen täglich, alle zwei Tage einen Tank-
lastzug sowie wöchentlich einen 40.000
t-Tanker. Die Verteilung des Transportaufkom-
mens lässt auf eine Produktionskapazität von
rund einer Million Tonnen pro Jahr schließen,
wobei sowohl der Antransport des Pflanzen-
öls als auch der Abtransport des Biosprits per
Schiff erfolgt.

Als für den Bau geeignetes Gelände hat
die Stadt ein Teilstück des Heppenser Gro-
dens östlich der Straße ‚Am Maadesiel’ auf
der Strecke zwischen dem Klärwerk und der
Maade ausgeguckt.

Neben der Litanei vom Tiefwasserhafen
und dem erwarteten JadeWeserPort sind in
dem Entwurf auch sachbezogenere Argu-
mente zur Stützung der Eignung des Stand-
orts zu finden, wie z.B. die “trimodale Anbin-
dung” der Anlage an die Verkehrssysteme
Straße, Schiene und Wasser.

Zwar hat der Heppenser Groden keine
Anbindung ans Schienennetz, aber immerhin
hat die Stadt - fleißig wie sie ist - schon mal
Pläne erstellt, in denen es als Trasse verzeich-
net ist. Die Firma Actanol hat auf der Veran-
staltung eine Schienenanbindung als Voraus-
setzung für den Bau der Fabrik genannt. 

Dagegen ist mit dem Friesendamm be-
reits eine Straßenanbindung vorhanden; es
mangelt allerdings an einer Transportverbin-
dung zum seeschifftiefen Wasser. Dies über-
geht die Baubehörde großzügig und weist le-
diglich nebulös auf Synergieeffekte mit vor-
handenen Betrieben, insbesondere mit dem
...branchengleiche(n) Mineralölbetrieb (NWO
- Nordwest Ölleitung GmbH) unmittelbar öst-
lich des Plangebietes...” hin.

Was an einem Mineralölleitungs- und ei-
nem Pflanzenölproduktionsbetrieb branchen-
gleich ist, wird nicht weiter erläutert. Rein
theoretisch bietet die NWO-Brücke allerdings
die Möglichkeit zur Installierung eines vom
Mineralölumschlag separierten Moduls für
den Umschlag von Pflanzenöl und Biosprit
am seeschifftiefen Wasser. Darüber hinaus
müsste eine Pipeline übers NWO-Betriebsge-
lände zur Umschlagbrücke gebaut werden.
Zur Sprache kam lediglich, dass die Biosprit-
fabrik auch Kühlwasser benötigt. Darüber
werde bereits mit der NWO als Anrainer an
der Jade verhandelt. Doch die NWO als pro-
fitorientiertes Privatunternehmen dürfte den
Investoren der Fabrik ihr Betriebsgelände inkl.
Umschlaganlage wohl kaum für’n Appel
und’n Ei zur Verfügung stellen...

Und da die NWO bei den laufenden Ver-
handlungen am längeren Hebel sitzen dürfte,
könnte der Investor schnell wieder absprin-
gen, wenn unsere Hafenlobby und ihr lokales
Verlautbarungsorgan nicht wieder erfolgreich
nach Investitionsbeihilfen aus der Steuerkas-
se schreien würden.

Dagegen würde eine Verlagerung der Pla-
nung in den Rüstersieler Groden dicht an die
Niedersachsenbrücke erhebliche Vorteile bie-
ten:

Ein Gleis führt bereits dicht an dem Ge-
lände vorbei und ein Straßenanschluss direkt
an die Autobahn ist auch vorhanden. Eine
Pflanzenöl- bzw. Kühlwasserleitung zur Nie-
dersachsenbrücke könnte wesentlich kürzer
gehalten werden und führt statt über privaten
über öffentlichen Grund und Boden. Auch die

Benutzung der Niedersachsenbrücke würde
mit Gewissheit billiger kommen, weil die kei-
nem Privatunternehmen, sondern dem Land
Niedersachsen gehört.

Soweit die lokale Sichtweise.
Aber verträgt sich diese Planung auch mit

der Devise ‘Global denken – vor Ort handeln’?
Darf man es zulassen, dass Agrarflächen

der Nahrungsmittelproduktion entzogen wer-
den, um damit Benzintanks zu füllen?

Ist es akzeptabel, dass die Tropenwälder
im Amazonas- und Kongobecken sowie auf
dem südostasiatischen Inselarchipel noch
mehr durch den Plantagenanbau mit ölhalti-
gen Früchten verdrängt werden?

Soll unter dem Gütezeichen “Biodiesel”
versteckt werden, dass die Tropenwälder
über ein noch weitgehend unentdecktes Nut-
zungspotenzial (z.B. für medizinische Zwe-
cke) verfügen und darüber hinaus als Kohlen-
dioxidsenken einen überlebenswichtigen
Beitrag zur Eindämmung der Klimakatastro-
phe leisten?

Hat man uns nicht vor Jahren vor einer
bevorstehenden  Bevölkerungsexplosion
Angst gemacht, die bei gleichzeitig schrump-
fender Landwirtschaftsfläche in eine akute
Welternährungskrise führen würde?

Ist es grundsätzlich mit einer “Globalisie-
rung mit menschlichem Gesicht” vereinbar,
dass Menschen verhungern müssen, damit
andere täglich ihren Benzintank nachfüllen
können?

Auch bei uns sehen immer mehr Landwir-
te im Anbau von Ölsaaten als Kraftstoffzusatz
eine Sicherung ihrer Existenzgrundlage. Ab-
gesehen davon, dass da noch ungehemmter
die chemische Keule eingesetzt werden kann
und genmanipulierten Pflanzen die Schleu-
sen noch weiter geöffnet werden dürften, wird
bei einer weltweiten Nahrungsmittelkrise un-
ter den gegebenen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen der Markt und nicht der
menschliche Bedarf an Nahrungsmitteln dar-
über entscheiden, was angebaut wird. Das
heißt, wer knapp bei Kasse ist, der muss nicht
nur jetzt schon auf einen Besuch im neuen
“Spaßbad” verzichten, sondern dem wird wo-
möglich in nicht allzu ferner Zukunft der Ma-
gen knurren! q

Günstiges Baugeld
Zins p.a.: 55,,0099 %% bei 
100 % Auszahlung

Zinssatzfestschreibung: 1100 JJaahhrree
anfänglich effektiver 
Jahreszins: 55,,2211 %%

Zins p.a.: 55,,2255 %% bei 
100 % Auszahlung

Zinssatzfestschreibung: 1155 JJaahhrree
anfänglich effektiver 
Jahreszins: 55,,3388 %%

Weitere Konditionen auf Anfrage
Ihr Ansprechpartner:
Holger Janßen Tel.: 04421 / 77 45 43

VERSICHERUNGSGRUPPE
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Schule, Schule, Schule
Eine Woche voller Information und Diskussion um die Schule
(noa) Das war eine strapaziöse Woche für den Stadtelternrat, für viele engagierte El-
tern und für die schulpolitisch Interessierten. Gleich zwei wichtige Veranstaltungen mit
nur einem freien Abend dazwischen – und viele Eltern waren an beiden Abenden da.
Am 19.Juni ging es um die “EiSchu”, die Eigenverantwortliche Schule also, und am 21.
Juni wurde das Grundschulkonzept der Stadt vorgestellt und diskutiert.

Bei dem ersten Thema handelt es sich
um eine von der Landespolitik vorgegebene
Veränderung der Schulverfassung, das zweite
ist eine Wilhelmshavener Angelegenheit und
vordergründig eine Sache von Stein und Be-
ton, Schulwegen und Geld. Doch einige As-
pekte haben beide Themen gemeinsam.

Hebt die “Eigenverantwortliche
Schule” die Qualität der Bildung?

Vorweg: Man konnte auf der Veranstal-
tung am 19.06. in der Aula des GAM feststel-
len, dass eine pädagogische Ausbildung die
Vortragsqualität enorm steigert. Sowohl Re-
gierungsschuldirektor Reinhard Witte, der das
Konzept “Eigenverantwortliche Schule” vor-
stellte (und offensichtlich auch vertritt), als
auch GAM-Leiter Rolf Schudnagis, der weni-
ger begeistert davon ist, hielten Vorträge, de-
nen man gut zuhören und folgen konnte.

Alles wird anders
Die “Eischu”, diese jüngste “Reform” des

niedersächsischen Schulsystems (nach Zen-
tralabitur, zentralen Überprüfungs- und Ab-
schlussarbeiten und der Schulinspektion), ist
die neueste Antwort von Kultusminister Buse-
mann auf PISA. Mit ihr wird ab dem kommen-
den Schuljahr die Schulverfassung gründlich
geändert. Viele Erlasse werden abgeschafft
oder sind nicht mehr zwingend, und die Ge-
samtkonferenz verliert fast alle ihre Zuständig-
keiten und bekommt den Schulvorstand zur
Ergänzung, der weitreichende Aufgaben (und
damit Verantwortung) hat: Er genehmigt den
Finanzplan, bestimmt die Stundentafel, organi-
siert Schulpartnerschaften, bestimmt über die
Namensgebung für die Schule, beantragt
Schulversuche, kümmert sich um Werbung
und Sponsoring, beschließt Grundsätze der
Selbstüberprüfung und macht Vorschläge für
das Schulprogramm und die Schulordnung.
An dieser Aufzählung, in der Punkte vorkom-
men, die es an niedersächsischen Schulen
bislang nicht gab, wird Weiteres deutlich: Die

Schulen müssen sich künftig um vieles küm-
mern, was nicht direkt Unterricht und Bildung
ist, so z.B. um die Beschaffung von Geld.

Dem Schulvorstand werden zur Hälfte
Lehrkräfte (für je 2 Jahre) und je zu einem
Viertel Eltern (ebenfalls für je zwei Jahre) und
SchülerInnen (für je 1 Jahr) angehören (an
Grundschulen zur Hälfte Eltern und dafür kei-
ne Kinder). Die Größe des Schulvorstandes
hängt von der Größe der Schule ab, es sind
mindestens 8 und (an Schulen mit mehr als
50 vollen Lehrerstellen) höchstens 16 Mitglie-
der. Der Schulleiter hat in Patt-Situationen bei
Abstimmungen die Entscheidungsgewalt.
Überhaupt verändert sich seine Stellung er-
heblich: Er wird Vorgesetzter des Schulperso-
nals und trägt die Verantwortung für die Qua-
lität, für den Haushalt und für den Personal-
einsatz und macht Unterrichtsbesuche.

Der Schulvorstand kann beratende Mit-
glieder dazuholen – immerhin sollen Men-
schen ohne entsprechende Ausbildung Ent-
scheidungen fällen, die weitreichende Folgen
haben können. Für die Zahl der Sitzungen
gibt es keine Vorgabe, doch wenn all die Din-
ge sinnvoll geregelt werden sollen, muss
man schon mit einem Termin alle ein bis zwei
Monate oder sogar häufiger rechnen.

Aus dem Publikum kamen kritische Fra-
gen und Anmerkungen: “Wir zahlen unsere
Steuern nicht, um die Arbeit der Pädagogen
zu machen” etwa, oder: “Sind die Schulleiter
qualifiziert für Qualitätsmanagement?” Und
dass Busemann sich nicht ganz sicher ist, ob
alles so klappt, wie er sich das ausgedacht
hat, erwies sich nach der Frage eines Zuhö-
rers, warum die Gesamtkonferenz nicht
gleich ganz abgeschafft werde. Witte antwor-
tete darauf, sie werde “zur Vorsicht beibehal-
ten, solange man nicht weiß, wie es wird”. Im-
merhin kann ein Schulvorstand nach den Re-
gelungen des Schulgesetzes auch gebildet
werden und arbeiten, wenn gar keine Eltern
und Schüler mitmachen wollen.

Für Wilhelmshavener Eltern, die sich in
den Schulvorstand ihrer Schule wählen las-
sen wollen, gibt es eine Ausbildung, die von
eigens dafür ausgebildeten Müttern durchge-
führt wird und Geld kostet - was zu einer ge-
wissen Unruhe im Publikum führte und vom
Stadtelternratsvorsitzenden Bernd Rahlf mit
der Bemerkung ergänzt wurde, dass der StER
und hoffentlich der Schulträger (also die
Stadt) etwas dazu beitragen wollen.

Wird es auch besser?
Rolf Schudnagis gab zu Beginn seines

Beitrages gleich zu, dass er “kein Fan” dieser
Änderung der Schulstruktur ist. “Die EiSchu
kam plötzlich über uns, sie hat zu hektischer
Fortbildungs- und Vortragsaktivität geführt und
überschwemmt uns täglich mit Katalogen der
Verlage, die dazu etwas veröffentlicht haben.”
Ironisch vermerkte “Rolle”, wie seine Schüler
ihn liebevoll nennen, dass er jetzt – 3 Jahre
vor seiner Pensionierung – gelernt hat, dass

man Mitarbeitergespräche nicht einfach füh-
ren kann, sondern lernen muss. Er soll jetzt
lernen, seine KollegInnen dazu zu motivieren,
guten Unterricht zu machen – als ob sie das
bisher nicht getan hätten. Ein Gutes sieht er
an der “Reform” schon: Er freut sich auf ein
kleineres Gremium als die Gesamtkonferenz,
die doch recht schwerfällig war, doch er fragt
sich, ob ein neues Gremium die zunehmende
Lethargie der Gesellschaft beenden kann. Die
Freiheit, die Stundentafel nach den jeweiligen
Bedürfnissen der Klassen festzulegen, findet
er hervorragend, und er kann sich vorstellen,
dass eine 5. Klasse z.B. mal eine Zeitlang
mehr Mathematikunterricht bekommen könn-
te – aber: Es herrscht im Land ein eklatanter
Mangel an Mathematiklehrern, und um die
Stundentafel erfüllen zu können, werden an
den Gymnasien die MathematiklehrerInnen
nur in Mathematik und nicht in ihrem zweiten
Fach eingesetzt. Und da dieses bei Mathema-
tikern häufig Physik ist, kann viel Physikunter-
richt nicht erteilt werden.

Und schließlich sprach Schudnagis et-
was aus, was kaum noch jemand bei sol-
chen Veranstaltungen sagt, weil man sich
schon daran gewöhnt hat (oder resigniert
hat): “Alles geht nur mit einer Reduzierung der
Klassenfrequenzen” (unter Busemann an den
Gymnasium auf 32 erhöht) “und einer guten
Versorgung mit Lehrern. Die Deregulation ist
gut, aber die Fördermöglichkeiten bleiben in
den Anfängen stecken, und die Probleme
bleiben bestehen.”

Das Grundschulkonzept sorgt für
Aufregung

Noch besser besucht als die Veranstal-
tung zur “EiSchu” war die zum Grundschul-
konzept am 21. Juni in der Aula des Käthe-
Kollwitz-Gymnasiums. Stadtrat Jens Graul
stellte den städtischen Vorschlag vor und
nannte die Gründe für die Notwendigkeit der
Schließung fast der Hälfte der Wilhelmshave-
ner Grundschulen. Die zahlreich anwesen-
den Eltern von Grundschulkindern bewiesen
Disziplin und hörten geduldig zu, obwohl sie
Sachen zu hören bekamen, von denen sie si-
cher waren, dass sie nicht stimmten.

Alles wird anders
Am 3. Mai brannte die Luft, und die Dräh-

te summten. In der Zeitung stand, dass es ein
Konzept über die künftigen Grundschulstand-
orte gibt und welche Schulen geschlossen
werden sollen. Weder die Schulleitungen
noch die Elternräte waren vorher informiert
worden; auch der Schulausschuss wurde
von der Nachricht überrascht. 

“Zukunft für Grundschulen – sichere und
attraktive Standorte in den Stadtteilen”, so heißt
der Schulentwicklungsplan Grundschulen
2007 – 2013 der “Arbeitsgruppe Schulentwick-
lung des Schulausschusses/Schulverwaltung”.
Sein Ziel sind “leistungsfähige, d.h. mindestens
zweizügige, gut ausgestattete und langfristig
struktursichere Standorte”, wobei die Schulwe-
ge maximal 2 km betragen sollen und die Ha-
fenschule (Integrationsschule) und Rüstersiel
(Ganztagsschule) gesetzt sind. Der Vorschlag
der Arbeitsgruppe: Von den 19 Grundschul-
standorten werden 12 bleiben; ein Grundschul-
zentrum an der Rheinstraße (im Gebäude der
ehemaligen Helene-Lange-Schule) wird einge-
richtet; zum Schuljahr 2008/09 werden die

Mehrarbeit garantiert

Teuer wird’s auf jeden Fall
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UUnndd wwaass kkaannnn mmaann
hhiieerr ssoo mmaacchheenn??

Zum Beispiel:
Leute treffen... klönen...
lecker Frühstücken oder
Kaffee/Tee trinken... 
die Kleinen finden ein 
schönes Spielzimmer vor... 
in gemütlicher Runde
stricken oder es lernen...
Gesellschaftsspiele 
spielen... 
in der gesunden Runde
etwas über Ernährung 
lernen... Basteln... 
Autoren, Leseratten 
und Zuhörer sind 
zum Literaturtreff 
willkommen... 
erste (zweite/dritte)
Schritte am PC lernen...
und noch vieles mehr.

Mütter
Zentrum

Werftstr. 45
Tel. 506 106

Öffnungszeiten

Café MüZe:
Montag - Freitag 

9.30 - 12.30 Uhr 

Mittwoch auch

15.00 - 18.00 Uhr

Grundschulen Allerstraße, Oldeooge und Ka-
thrinenfeld aufgegeben; 2009/10 werden
Ansgari- und Elisabethschule vereinigt und
als neue katholische Grundschule ins Ge-
bäude der ehemaligen Orientierungsstufe Al-
tengroden verlegt und die Schulen Neuende
und Neuengroden aufgelöst; 2010/11 schlie-
ßen die Grundschulen Albrechtstraße und
Sengwarden ihre Pforten. Die neue Grund-
schule Rheinstraße soll dreizügig betrieben
werden und soll Kinder aufnehmen aus der
Allerstraßen-, der Oldeooge-, der Hafenschu-
le, aus Kathrinenfeld und der Kirchreihe und
aus der Schule Siebethsburg. Die Schulen,
die auf diesem Wege Kinder verlieren, aber
nicht aufgegeben werden sollen, bekommen
ihren Ersatz an SchülerInnen aus den Schu-
len, die geschlossen werden.

Aber wird es auch besser?
Uneingeschränkt erfreut über diesen

Plan sind lediglich die Eltern der östlichen
Südstadt, die zwar die Schule Allerstraße
verlieren, aber dafür eine neue Schule im
Stadtteil bekommen würden. In den letzten
Jahren befürchteten sie, dass die fortgesetz-
te Diskussion über Erhalt oder Schließung
der Allerschule zu einem Wegzug junger Fa-
milien aus der Südstadt und damit zu einem
Ausbluten des ganzen Stadtteils führen wird.

Die Eltern der KathrinenfeldschülerIn-
nen, die nicht in die Rheinstraße umziehen
sollen, sehen entsetzt dem Umzug ihrer Kin-
der in die Schule Mühlenweg entgegen, die
total marode ist, wo Schimmel an den Wän-
den schneller nachwächst, als er beseitigt
werden kann, wo die Räume unfreundlich
und feucht sind.

Die Eltern der Oldeoogeschule haben
viel gearbeitet und eine Mappe vorgelegt, in
der sie nachweisen, dass die Angaben, die
die Schließung ihrer Schule nahe legen, un-
zutreffend sind, und in der sie zeigen, dass
die Schule gut saniert, modern eingerichtet,
freundlich gestaltet und verkehrssicher gele-
gen ist und Raum für Erweiterung bietet.

Vor allem aber zeigen sie, dass die Ar-
beitsgruppe sich verrechnet hat: In deren
Vorschlag wird nämlich gesagt, dass die
Gelder, die nun nicht mehr in die Sanierung
von Gebäuden gesteckt werden müssen,
die teure Sanierung der ehemaligen Hele-
ne-Lange-Schule abdecken, das Modell
also etwa kostenneutral sei. Aber: Dieses
Gebäude gehört nicht mehr der Stadt, und
egal, ob sie es zurückkaufen oder mieten
muss – dieses Geld taucht im Grundschul-
konzept nicht auf. An der Oldeoogeschule
dagegen ist in den letzten Jahren viel Geld

investiert worden, sie ist sehr schön gewor-
den, und ihr Ausbau zur künftigen Südstadt-
schule wäre erheblich billiger.

Nicht nur die Oldeoogeeltern, sondern
auch die aus anderen Schulen, die in der
Rheinstraße aufgeben sollen, haben heftige
Bedenken wegen der Verkehrslage des HLS-
Gebäudes zwischen Rhein-, Virchow- und
Ebertstraße. Die Rheinstraße kann zur Spielstra-
ße erklärt und damit beruhigt werden, doch
durch die Virchowstraße donnern ständig auch
schwere LKW. Und der Schulhof, der durch den
Abriss eines nicht benötigten Nebengebäudes
vergrößert werden kann, liegt nördlich der
Schule und damit ständig im Schatten.

Heiße Diskussion
Nach der Vorstellung des Konzepts durch

Jens Graul und den Stellungnahmen der schul-
politischen Sprecher der Ratsfraktionen (Jamai-
ka befürwortet das Konzept, die SPD weiß noch
nicht, die BASU und die LAW sind dagegen)
machten die Eltern im Zuhörerraum dem Stadt-
rat und den Politikern “Feuer unterm Hintern”.
Jetzt und hier erzähle Helmut Möhle, die Müh-
lenwegschule sei mit 469.000 € zu sanieren –
vor drei Wochen habe er noch gesagt, in dieser
Kaschemme wolle er keine Kinder wissen! Und
was ausgerechnet in der Südstadt, die doch als
sozialer Brennpunkt gelte, eine große Schule
Gutes ausrichten solle, solle Michael von Teich-
man mal erklären. Der ist den Eltern wahr-
scheinlich nach seiner Stellungnahme gegen
ermäßigte Schwimmbad-Eintrittspreise für
Arme von neulich sowieso verdächtig. Vielleicht
vermuten sie, er wolle alle sozial Schwachen
zusammenpferchen und ihrem Schicksal über-
lassen, damit sie aus seinem Blickfeld ver-
schwinden. Er sorgte dann auch noch mit einer
Deutsch-Nachhilfestunde für Erheiterung, in-
dem er auf die Frage nach den Kosten für Kauf
oder Miete des Helene-Lange-Gebäudes er-
klärte: “Es gibt ja die ppp-Modelle – public pri-
vate partnership heißt das auf gut Deutsch”,
nannte die Kosten aber trotzdem nicht.

Und nun?
Die interessantesten Informationen gibt

es oft erst nach der Informationsveranstal-
tung. So auch diesmal. Der Vorstand des
Stadtelternrates wird am Dienstag seinen Mit-
gliedern empfehlen, dem Konzept zuzustim-
men, und wenn die wider Erwarten nicht mit-
machen, will der StER-Vorsitzende zurücktre-
ten. (Wenn diese GEGENWIND-Ausgabe
erscheint, war diese Sitzung schon, so dass
wir hier nichts vorzeitig ausplaudern.)

Und Werner Biehl (Bündnis 90/Die Grü-
nen) erzählte auch erst nach der Veranstal-
tung, dass Deutschlands beste Grundschule
eine mit Kombiklassen ist, aus pädagogi-
schen Gründen also keinerlei Notwendigkeit
besteht, unbedingt auf Zweizügigigkeit von
Grundschulen zu bestehen. Und er erzählte,
dass in Finnland zahlreiche Grundschulen –
und dort heißt Grundschule: 1. bis 9. Klasse! –
nur 50 SchülerInnen haben und trotzdem
über ausreichendes und gut ausgebildetes
Lehrpersonal verfügen. Aber dort gibt man
auch Geld für die Bildung aus.

Und hier schließt sich der Kreis, und der
Zusammenhang der beiden dicken schulpo-
litischen Brocken der letzten Woche wird
deutlich: In Deutschland wird viel geplant, ge-
redet, geändert, “reformiert”, kontrolliert, sa-
niert ..., aber es wird zu wenig Geld in die Bil-
dung gesteckt. q

MMUUSSIIKKKKNNEEIIPPEE IIMM SSÜÜDDEENN
DDEERR SSTTAADDTT

MMaaiinnssttrraaßßee 2222 -- WWiillhheellmmsshhaavveenn
ÖÖffffnnuunnggsszzeeiitteenn:: ttääggll.. aabb 2200..0000 UUhhrr
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Kuddelmuddel
Es herrscht weiterhin Unklarheit an der Heete
(hk) Seit vielen Jahren brodelt es in dem hübschen Grünbereich An der Heete zwi-
schen Neuengrodener Weg, Freiligrath- und Gökerstraße und dem Friedhof Frieden-
straße ganz ordentlich. Die einen mögen ihre Nachbarn nicht, die anderen hadern mit
der Stadtverwaltung, und alle sind eigentlich unzufrieden.

Auf den ersten Blick unterscheidet sich
das Gelände nur unwesentlich von den vie-
len Kleingartenanlagen im Bereich der Stadt
Wilhelmshaven – nur einige Häuser sind grö-
ßer als die bei den Laubenpiepern. Auch die
Grundstücksgrößen passen nicht ins Bild ei-
nes Kleingartenvereins. Dagegen, dass es
sich um ein Kleingartengelände handeln
könnte, spricht auch die Tatsache, dass die
Grundstücke Eigentum der Nutzer sind, wäh-
rend Kleingärten nur verpachtet werden. Op-
tisch entspricht das Gelände einem Freizeit-
und Erholungsgebiet. Laut innerstädtischer
Sprachregelung handelt es sich bei dem Ge-
biet um einen “innerstädtischen Außenbe-
reich”. 

Aber dann gibt es ja auch noch den Streit,
ob es sich bei den Flächen zwischen den
Grundstücken um eine Straße oder um einen
Weg  handelt – oder ob da gar nichts ist. Ein
schon etwas betagteres Schreiben der Stadt
Wilhelmshaven gibt dazu Auskunft. Da heißt
es, dass eine Straße dann eine Straße sein
kann, wenn sie ins Straßenbestandsverzeich-
nis aufgenommen wurde und niemand et-
was dagegen hatte. Eigentümer der Straße
bleiben die Eigentümer. Und eigentlich han-
delt es sich um einen Fußweg, der aber von
Anliegern zur Erreichung ihrer Grundstücke
mit Kraftfahrzeugen befahren werden darf.
Und letztendlich heißt es in dem Schreiben,
dass die Eigentümer sich untereinander eini-
gen müssen, wie die Straße zu nutzen ist
(Schreiben des Rechtsamtes vom April 2000).

Erst einmal müsste also geklärt werden,
ob es sich bei den Gelände um Kleingärten
oder um ein Freizeit- und Erholungsgebiet
handelt. Und die Eigentümer, mit denen wir
Kontakt hatten, haben in ihren Kaufverträgen
stehen, dass es sich um ein Freizeit- und Er-
holungsgelände handelt.

Dafür, dass es sich bei dem Gelände um
mehr als ein Kleingartengelände handelt,

spricht auch die Tatsache, dass die Eigentü-
mer aufgefordert wurden, von einem Pla-
nungsbüro einen Nutzungsplan erstellen zu
lassen, in dem Wegbreite, Zufahrten und Nut-
zung beschrieben sind. Die Eigentümer kratz-
ten also ihre Ersparnisse zusammen und be-
auftragen die Firma Thalen-Consults mit der
entsprechenden Untersuchung. Nun liegt die-
se Untersuchung schon lange vor – nur wird
der Plan nicht realisiert. Plötzlich weiß man im
Rathaus nicht mehr, was da einmal vereinbart
wurde – oder es fehlt der Stadt an nicht benö-
tigtem (so ein Anwohner) Geld für die Öffnung
der Ricarda-Huch-Straße ins Gebiet An der
Heete. Die Summe für die Öffnung der Ricar-
da-Huch-Straße ist nämlich im Finanzierungs-
plan von Thalen-Consults enthalten. 

Neue Nahrung bekam der Streit der
Nachbarn durch die Baumaßnahme der Ei-
gentümer eines Hauses an der Ricarda-
Huch-Straße. Diese kauften sich ein an ihr
Grundstück grenzendes Gelände dazu und
verlegten den darüber verlaufenden Weg.
Das hatte für sie den Vorteil, dass die Autos,
die den ‘Weg 1’ (der umgeleitet wurde) befuh-
ren, nun nicht mehr für eine ständige Staub-
schicht auf den Frühstücksbrötchen sorgten,
wenn sie auf ihrer Terrasse frühstückten.

Von der Zivilisation abgeschnitten
Jetzt war das Geschrei groß – freie Fahrt für

freie Bürger! Da wurden alle Alten, Kranken
und Schwangeren ins Feld geführt, denen
durch die Verlegung des Weges nun jegliche
ärztliche Versorgung unmöglich gemacht wur-
de. Ein Grundstücksbesitzer sah sich von der
Energieversorgung seines Hauses abge-
schnitten. Und die Wilhelmshavener Zeitung
machte sich in ihrer Ausgabe vom 22. Mai
2007 zum Sprachrohr der Alten und Kranken.
Durch die Verlegung des Weges könnten nun
keine Kranken- und Feuerwehrwagen ins Ge-
lände kommen, ein Öllieferant hätte, so die

WZ, schriftlich er-
klärt, dass er diesen
Umweg nicht benut-
zen kann. Auch wei-
gern sich die Besat-
zungen der Kran-
kenwagen, von der
Gökerstraße aus in
das Gebiet zu fah-
ren.

Nun ist es so,
dass es momentan
zwei Zuwegungen
für Kraftfahrzeuge
ins Gebiet An der
Heete gibt – einmal
über den Parkplatz
am Neuengrodener
Weg und zum an-
deren von der Gö-
kerstraße. Über bei-
de Wege können
Kraftfahrzeuge in
das Gebiet gelan-

gen – auch Krankenwagen. Ein Problem ist
höchstens in der Undiszipliniertheit einiger
Anwohner zu sehen, die ihre Hecken nicht so
zurückschneiden, dass ein vernünftiges
Durchkommen möglich ist, und die damit
wohl gegen das bestehende Überwegungs-
recht verstoßen. Und dem Öllieferanten sei
angeraten, nicht mit dem Tanklastzug, mit
dem er auch die Tankstellen beliefert, in das
Gebiet zu fahren, denn ein normaler Tankwa-
gen dürfte keine Probleme haben, die zu ver-
sorgenden Grundstücke zu erreichen – zu-
mindest dann nicht, wenn man ein klein we-
nig guten Willen voraussetzt. Die von
Thalen-Consults geforderte Öffnung der Ri-
carda-Huch-Straße würde die bestehenden
Überwegungsprobleme auf ein Minimum re-
duzieren. 

Dieses ganze Hickhack führt letztendlich
dazu, dass bei den Bewohnern des Gebietes
schon die ersten Verschwörungstheorien kur-
sieren – so zum Beispiel die, dass man alle
Eigentümer vergraulen will, um für den erwar-
teten Bauboom (?) im Zusammenhang mit
dem JadeWeserPort ein stadtnahes Bauge-
lände für Einfamilienhäuser erschließen zu
können. q

Ein Sperrbock trennt die Ricarda-Huch-Straße vom Weg “An der Heete”. Links im
Bild das umstrittene Grundstück. 

Anette Nowak 
Legasthenietherapie

Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung
Auskunft und Anmeldung

04421 - 99 64 70

RReecchhttsscchhrreeiibbwweerrkkssttaatttt
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leserbriefleserbrief
Moin zusammen!
Auch wenn es ein wenig Wehmut in mir
weckt, möchte ich hiermit meine Fördermit-
gliedschaft im Gegenwind-Verein kündigen.
Die Gründe dafür liegen aber keineswegs in
der Arbeit des Gegenwind, sondern viel
mehr im Persönlichen und natürlich im Fi-
nanziellen: Ich habe der Stadt nun, da ich
studiere, endlich den Rücken zugewandt,
was für mich, der ich in vielerlei Hinsicht wei-
terkommen möchte, lange überfällig war.
Denn für Jugend, Bildung, Kultur, Alternative
- meine Garanten für Zukunft und Leben - ist
in Wilhelmshaven bekannterweise nicht viel
Platz, also auch nicht für mich. Diese Stadt
hat mich verbittert, drum bin ich froh, sie ach-
teraus zu sehen. Ob mir die Zukunft meine
Geburtsstadt und damit den Kampf um sie
noch einmal näher bringen mag, lasse ich
offen, doch nun liegen meine Perspektiven
und Interessen weit weg von ihr.
Nun ja, des Weiteren bin ich, wie gesagt, jetzt
Student. Und es mag bekannt sein, dass Stu-
denten gerade finanziell und gerade seit
neuestem nichts zu lachen haben, denn
“keine Zeit und kein Geld” sind Synergien,
die mich für Begrifflichkeiten wie Bildungs-
standort, Sozialstaat, Chancengleichheit nur
ein verkrampftes Lachen zücken lassen. Das
nur als kleiner Seitenhieb an die Urheber
dieser wahnwitzigen Idee namens Studien-
gebühren. So trifft es also auch mich. Es war
mir nur ein Bedürfnis, mich mit diesen kur-
zen Zeilen zu erklären, bevor es die Bank für
mich tut...
Ich wünsche dem Gegenwind also mit die-
sen Worten alles Gute und Kraft im weiteren
Schreiten gegen Dummheit, Ignoranz und
Wahnwitz in der Jadestadt und ihrer nicht
mehr lange grünen Umgebung und sende
solidarische Grüße

MMaarriioo EEiilleerrtt

Vorhang auf 
Es hat ein bisschen “gehakt” in Wilhelmshaven
(noa) “Vorhang auf für ‘Die Linke’”, so hieß es am 18. Juni auf der “Brennpunkt”-Seite
der “WZ”, und natürlich berichteten alle überregionalen Medien recht ausführlich über
die Vereinigung von WASG und Linkspartei zur neuen Partei DIE LINKE. “Jubel auf
Gründungskongress verdeckt tiefe Gräben zwischen Mitgliedern in Ost und West”, so
lautete die Unterüberschrift des WZ-Artikels. Dass es nicht nur Gräben zwischen “Os-
sies” und “Wessies” gibt, zeigte sich in Wilhelmshaven.

Hier ging der Vorhang mit einigen
Hindernissen auf.

Werner Dalichow, wohl das erste WASG-
Mitglied in Wilhelmshaven, hat im Bundes-
tagswahlkampf und bei anderen Gelegenhei-
ten erläutert, warum er und viele andere
WASG-Mitglieder es für nötig und richtig ge-
funden haben, eine linke Partei neben der
(damals noch) PDS zu gründen, statt der PDS
einfach beizutreten. Es waren nicht nur wahl-
taktische Gründe (viele Westdeutsche, die bei
der letzten Bundestagswahl links gewählt ha-
ben, haben bewusst die Liste der Linkspartei
mmiitt ddeenn WWAASSGG--KKaannddiiddaattIInnnneenn ddaarraauuff ge-
wählt, hätten aber bestimmt ihre Stimme
nicht der PDS gegeben). Es gab weitere
Gründe: “Die PDS ist eine Kaderpartei”, sagte
Dalichow z.B. damals, und damit meinte er,
sie sei eine Partei, in der die Willensbildung
“von oben nach unten” stattfinde. Die Men-
schen aber, die sich damals vor drei Jahren
aufgemacht haben, in Deutschland gegen
den Abbau des Sozialstaates, gegen die
Agenda 2010 zu kämpfen, waren eher basis-
demokratisch orientiert und stellten sich eine
Partei vor, in der die Willensbildung von unten
nach oben stattfindet. Und inhaltlich-politi-
sche Unterschiede gab es auch: War z.B. die
WASG u.a. mit dem Ziel der Abschaffung von
Hartz IV angetreten, forderte die Linkspartei in
ihrem Bundestagswahlprogramm lediglich
eine Erhöhung des Alg II-Satzes.

Dass es irgendwann einmal zu einer Fusi-
on von Linkspartei.PDS und WASG kommen
würde, damit waren wohl alle WASG-Mitglie-
der einverstanden. Vielen ging dieser Partei-
bildungsprozess aber zu schnell. Eine erheb-
lich längere Diskussionsphase bis hin zur
Vereinigung würde, so war die Annahme, in-
haltliche Unterschiede verkleinern und der
Linken in den westlichen Bundesländern Zeit
geben, sich zu vergrößern, stärker zu werden
und sich in der Bevölkerung zu verankern.

Nun ging der Vereinigungsprozess aber
schnell, und zahlreiche WASGler zogen sich
frustriert wieder “aufs Sofa” zurück. Ob sie
frustriert über die ihrer Meinung nach zu
schnell vorangetriebene Fusion (“Wir werden
geschluckt”) waren oder darüber, dass auf
den Sitzungen mehr über die zu schnelle Fu-
sion als über Politik geredet wurde, sei dahin-
gestellt. In Wilhelmshaven jedenfalls blieb
von der WASG fast nur noch der Vorstand üb-
rig, und auch der hatte sich seit seiner Wahl
erheblich verkleinert.

Inzwischen fanden in Niedersachsen
auch Kommunalwahlen statt, und dazu traten
in vielen Kommunen linke Bündnisse an. In
Wilhelmshaven wurde die LAW (linke alterna-
tive wilhelmshaven) gegründet und brachte –
unsere LeserInnen wissen es – zwei Mitglie-
der in den Rat der Stadt sowie einen Vertreter
in den Ortsrat Sengwarden. In den Nachbar-
gemeinden bildeten sich “Linksbündnisse”,

die ebenfalls in Kommunalparlamente einzie-
hen konnten.

Als im Frühjahr 2007 dazu aufgerufen
wurde, die Konstituierung der “Neuen Linken”
vor Ort vorzubereiten, blieb die Wilhelmshave-
ner WASG diesen Verhandlungen fern. Der
Vorstand trat, wie es der Fusionsvertrag zwi-
schen WASG und Linkspartei.PDS vorsah, zu-
rück, allerdings schon früher als nötig, und ei-
nige seiner Mitglieder traten schon einige Zeit
vor dem Gründungsparteitag aus der WASG
aus, um sich nicht “übernehmen” zu lassen.
Ihren Frust und ihre weiteren politischen Plä-
ne drückten sie am Ende ihrer Rücktrittserklä-
rung aus: “Ein Mitglied der WASG-Führung
hat einmal gesagt, die, die den Weg der Fusi-
on nicht mitgehen wollen, die müsse man
halt am Wege stehen lassen. Wir werden
nicht stehen bleiben. Wir werden einfach wei-
tergehen auf dem Weg, den wir mit der WASG
und ihrem Programm eingeschlagen haben,
in Richtung auf eine konsequente politische
Alternative, hin zu einer klaren und ehrlichen
Politik für eine demokratische und sozial ge-
rechte Gesellschaft. Links ist noch viel Platz
frei.”

Das klingt nach einem Andauern der Zer-
splitterung der Linken – auf Landes- und Bun-
desebene jedenfalls. Auf kommunaler Ebene,
hier in Wilhelmshaven, gibt es ja die LAW.
Doch würde die sich bis zum Ende der Rats-
periode und darüber hinaus halten können,
wenn mehrere ihrer Mitglieder sich so offen
von der neuen Partei DIE LINKE abwenden,
während andere LAWler dort organisiert sind?
Würde die LAW-Fraktion im Rat bis zum Ende
ihrer Amtszeit zusammenbleiben und –arbei-
ten können?

Die Diskussionen würden womöglich
noch grundsätzlicher. Kann man Mitglied in
einer Partei sein, mit der man nicht zu 100 %
übereinstimmt? Mindestens eines der ausge-
tretenen Mitglieder verneint für sich diese Fra-
ge ganz entschieden. Ist es tatsächlich ein
Übernommen-Werden, wenn man mit dem
Datum des Gründungskongresses auf ein-
mal nicht mehr in der WASG, sondern in einer
neuen Partei ist? 

Am 1. Mai gab es am Pumpwerk zwei ge-
trennte “linke” Auftritte: Die LAW stand nur we-
nige Meter von der “LINKEN” entfernt, die mit
einer sehr kleinen Zahl von Mitgliedern vertre-
ten war. Mehrere BesucherInnen der Maifeier
fragten, warum die Linken mit zwei Ständen
präsent seien. Wie schädlich mag allein
schon diese Tatsache für beide Seiten gewe-
sen sein? Wie groß sind die Differenzen denn
tatsächlich?

Wenige Tage vor dem Gründungsdatum
entschieden sich einige der Noch- und der
Ex-WASGler sowie weitere Linke, die neue
Partei mitzutragen, und traten der gerade
noch existierenden WASG bei. Sie mussten
vom Kreisverband Friesland aufgenommen

werden, da der Kreisverband Wilhelmshaven
keinen Vorstand mehr besaß, der sie hätte
aufnehmen können.

Für die Gründung eines Kreisverbandes
Wilhelmshaven war es zu diesem Zeitpunkt
schon zu spät. Der Beschluss zur Gründung
eines Kreisverbandes Wilhelmshaven/Fries-
land/Wittmund war da schon beschlossen.
Doch diejenigen, die nun am 17. Juni Mitglie-
der der neuen Partei geworden sind, werden
die Gründung dieses großen Kreisverbandes
am 8.Juli mittragen. “Wir sind Linke, also soll-
ten wir auch der Partei DIE LINKE angehören”,
ist eines der Argumente. Die Gründung eige-
ner Kreisverbände Wilhelmshaven, Friesland
und Wittmund ist in etwa einem Jahr möglich.

Die Bekanntmachung z.B. des ZDF-Polit-
Barometers gibt ihnen Recht: Wenn letzten
Sonntag Bundestagswahl gewesen wäre,
hätte DIE LINKE ihren Stimmenanteil gegen-
über der letzten Umfrage davor um einen Pro-
zentpunkt erhöhen können. Die linken Wähler
und WählerInnen schauen offenbar mehr auf
das Gemeinsame als auf das Trennende. Das
werden die Alt-, die Neu- und die Wieder-Mit-
glieder der neuen Partei künftig auch üben
müssen. q
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linke alternative wilhelmshaven - linke alternative wilhelmshaven
Anzeige

Am 10. Juni haben wir endlich unser Büro eingeweiht. Wir mussten
die Räumlichkeiten gründlich umgestalten und renovieren. Ganz
eingerichtet sind wir noch nicht, aber alles, was wir brauchen, um
hier unsere regelmäßigen Sitzungen abzuhalten, ist vorhanden.
Und so finden seither unsere öffentlichen Mitgliedertreffen mitt-
wochs ab 19.30 Uhr im LAW-Büro in der Rheinstraße 96 statt.

Globalisierung – wer gewinnt – wer verliert
Zu diesem Thema sprach am 30. Mai – kurz vor
dem G8-Gipfel - Prof. Dr. Herbert Schui, der wirt-
schaftspolitische Sprecher der Linken im Bun-
destag, auf Einladung der LAW. Die Veranstal-
tung war gut besucht. 
“Globalisierung”, das ist freier Waren- und Kapi-
talverkehr in der Welt, und der sei, so wird be-
hauptet, für alle gleichermaßen von Vorteil.
Schui wies nach, dass das keineswegs zutrifft. 
In einem spannenden Vortrag zeigte Schui,
dass und warum von der Globalisierung nur die
großen Unternehmer der Industrieländer profi-
tieren, während die Entwicklungsländer wie
auch die lohnabhängigen Menschen in den In-
dustrieländern davon den Schaden haben.
In der anschließenden regen Diskussion wurden
Fragen nach der Rolle von Kriegen, dem Welt-
arbeitsmarkt, nach Mindestlohn und Vertei-
lungskämpfen und viele weitere wirtschaftliche
und politische Themen erörtert.
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Ich möchte sofort ein
GEGENWIND-Förderabo!!

UUnnrreeggeellmmääßßiigg erscheint momentan der Ge-
genwind. Das liegt nun nicht daran, dass den
Macherinnen und Machern des Gegenwind die
Themen fehlen, es liegt auch nicht an nicht vor-
handener Lust, etwas zu schreiben. Die Ursache
ist ganz einfach, dass unsere Finanzdecke im
Moment etwas dünn ist. Die Ursachen sind
schnell benannt: Wir haben mehrere Haupt-
sponsoren durch deren Tod verloren, ein Anzei-
genkunde mochte uns nicht mehr leiden, und
die Mehrwertsteuererhöhung bekamen wir auch
zu spüren. Wir wollen natürlich keine Schulden
machen, um den Gegenwind erscheinen zu las-
sen. So blieb uns nur der Weg, vom monatlichen
auf ein 6-wöchiges Erscheinen umzustellen.
Nun sind wir natürlich emsig dabei, neue Anzei-
genkunden und neue Fördermitglieder zu ge-
winnen – doch das ist im armen Wilhelmshaven
gar nicht so einfach.  Wenn Sie wollen, dass der
Gegenwind bald wieder monatlich bläst – füllen
Sie den nebenstehenden Zettel aus und schi-
cken ihn an uns. Finanzielle Vorteile haben Sie
dadurch keine – wir sind kein gemeinnütziger
Verein, und den Gegenwind bekommen Sie
auch nur dann zugeschickt, wenn Sie nicht an-
ders an ein Exemplar herankommen. Sie sorgen
nur mit dafür, dass in Wilhelmshaven nichts un-
ter den Teppich gekehrt werden kann. (hk)


